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Fachbereich 2: Lehrveranstaltungen abgesetzt 
Trotz Polizeieinsatz keine Vorlesung 

Trotz des Aufgebots von einigen Hundertschaften Polizei konnte 
der Wirtschaftswissenschaftler Prof. Dr. Wolfram Engels auch am 
Montag (14. Januar) nicht seine Vorlesung halten. Seine Versuche 
zu sprechen wurden durch rhythmisches Klatschen, Trommeln 
und durch Sprechchöre von rund 250 Studenten unterdrückt. Das 
Ergebnis dieser Aktion ist, daß für den Rest dieses Semeste~s im 
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der Frankfurter Umver­
sität alle Lehrveranstaltungen im Grundstudienprogramm, d. h. 
für das erste 'bis vierte Semester, ausfallen. Diese Entscheidung 
wurde vom Präsidenten der Universität im Einvernehmen mit 
dem Dekan des Fachbereic~s getroffen. 

Auf einer Pressekonferenz am 
Dienstag (15. 1.) gab der Präsi­
dent, Prof. Dr. Erhard Kant­
zenbach, dazu folgende Erklä­
rung ab: 

Im Einvernehmen mit dem 
Dekan des Fachbereichs setze 
ich alle Lehrveranstaltungen 
im Grundstudienprogramm 
Wirtschaftswissenschaften bis 
zum Ende des Se'Q'l-esters aus. 
Ab morgen, Mittwoch, den 
16. Januar 1974, finden. keiner­
lei Vorlesungen, Übungen und 
Tutoren-Arbeitsgemeinschaf­

t en für Studenten der Wirt­
schaftswissenschaften in den 
ersten vier Semestern mehr 
statt. Die Klausurprüfungen, 
die, q,is Abschl1!ß dieser Veran­
staltungen- und ' aLs Bestanc!teH 
der studienbegleitenden Zwi­
schenprüfung vorgesehen sind, 
fallen dagegen nicht aus. Die 
betreffenden Studenten fordere 
ich auf, sich anhand der von 
den Hochschullehrern angege­
benen Literatur bzw. ausgege­
bener Skripten auf die Prüfun­
gen vorzubereiten. 

Ich bedauere, du'rch die jüng­
sten Auseinandersetzungen an 
der Universität zu diesem 
Schritt gezwungen zu sein. 
Gestern wurde die Einfüh­
rungsveranstaltung von Pro­
fessor Engels trotz umfangrei­
chen Polizeischutzes erneut 
von einem RoLLkommando 
k-ommunistischer Studenten 
verhindert. , Diese Studenten 
waren bewußt so ausgewählt, 
daß ihnen aufgrund ihrer Se­
mesterzahl und ihrer Fachrich­
tung der Zutritt zum Hörsaal 
nicht verweigert werden konn­
te. Der Vorgang zeigt, daß auch 
mit Hilfe der Polizei Lehrver-

anstaltungen in der bisherigen 
Form nicht dauernd gegen fa­
nat'i:sierte Störtrupps geschützt 
werden können, wenn die 
Masse der arbeitswilligen Stu­
denten sich weiterhin nicht in 
den Auseinandersetzungen en­
gagiert. Diese Situation zwingt 
zu einer eingehenden Überprü­
fung der organisatorischen For­
men der Lehre und der recht­
lichen Instrumente gegen Stö­
rer. 
Für das laufende Semester 
'bleibt mir keine- andere Wahl, 
als nunmehr die Lehrveran­
staltungen des Grundstudiums 
endgültig abzusetzen. Zu die­
ser Maßnahme habe ich bereits 
im Uni-Report aktuell vom 
4. De;zember 1973 erklärt: 
"Ich ,bin mir bewußt, daß von 
dem Ausfall auch Lehrveran-

' staUungen betroffen werden, 
die bisher ungestört verlaufen 
konnten. Trotzdem ist diese 
Maßnahme gerechtfertigt, denn 
die Lehrfreiheit gemäß Arti­
kel 5 des Grundgesetzes ist un­
teilbar. Sie ist an unserer Uni­
versität verletzt, wenn sie 
auch nur einem Hochschulleh­
rer genommen wird. Es wäre 
unerträglich, wenn linksextre­
me Gruppen darüber entschei­
den könnten, welche Lehrver­
anstaltungen stattfinden dür­
fen und welche nicht. Ich be­
grüße deshalb die Solidarität 
der Hochschullehrer mit ihrem 

'Kollegen. Die betroffenen Stu­
denten bitte ich um Verständ-
n.is und Untentützung." 
Von dem Ausfall der Lehrver­
anstaltungen sind rund 1200 
Fachstudenten betroffen. Prof. 
Kantzenbach räumte in der 
Diskussion mit den Journali­
sten ein, daß dies angesichts 

Demonstrationszüge formierten sich an den beiden letzten Mon­
tagen an der Mensa und marschierten zu den Botanischen Insti­
tuten in der Siesmayerstraße. Foto: Bopp 

D~rch ein starkes Polizeiaufgebot war am vergangenen Montag das Biologische Institut, in das die 
Vorl~sung --VOlt Prol. Engels v.erIegt w-orden war, ' abgeriegelt -worden. Nur. börberechtig.te Studen~ 
ten, durften nach V,orzeigen il\res 'Studentenausweises passieren; Dennoch ka'inen rund 250_ studen­
ten, die die Absicht hatten, die Vorlesung zu verhindern, in den H~rsaal. - - ' Foto:' Heisi~ 

der kleinen Zahl von aktiven 
Störern ein sehr schwerwiegen­
der Schritt sei. Er sei jedoch 
der einzig akzeptable. Alterna­
tiv hätten zwei Möglichkeiten 
bestanden: 1. Absetzung nur 
der Lehrveranstaltung von 
Prof. Engels, 2. weiterhin Vor­
lesung unter Polizeischutz. 
Die Absetzung nur der Vorle­
sung von Prof. Engels sei nicnt 
in "~Frage gekommen, weil da':' 
mit: einfgen radikalen Studen­
ten dIe' Entscheidung überlas~ 
serl. ~worden 'wäre, wer in der 
Frankfurter Universität lehren 
darf und wer nicht. Eine .solche 
Einschräpkung der L~hrfrei­
heit ,bzw. eine solche Zensur 
müss~ entschieden ' abgewehrt 
werden. , Die Fortsetzung des 
Versuchs, die Vorlesung von 
Prof. Engels durch Polizei zu 
ermöglichen, lehnte der Präsi:­
dent mit der Begründung ab, 
daß der Polizei einsatz an einer 
Universität nur bis zu ~inern 
gewissen Maße zu verantwor­
ten sei, "weil sonst der Cha­
rakter einer Universität verlo­
ren geht." Ergänzend fügte der 

_ Dekan des Fachbereichs, Prof. 
Gerd Fleischmann, hinzu, daß 
bei weiteren Polizeieinsä tzen 
wie am Montag die Gefahr von 
Verletzten, "wenn nicht gar 
Toten", nicht auszuschließen 
sei. 
Beim ersten Polizeieinsatz im 
Zusammenhang mit de~ En­
gels-Konflikt am Montag zu­
vor (7. 1. 1974) konnte der Pro­
fessor seine ins biologische In­
stitut verlegte Vorlesung noch 
halten. Allerdings passierten 
nur rund 30 hörwillige Stu­
denten die Einlaßkontrollen, 
bei denen die Studenten­
ausweise vorgezeigt werden 
mußten. Die Gegner demon­
strierten draußen vor den Ab- ­
sperrungen. Zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwi­
schen Studenten und Polizei 

kam es nicht, ebenfalls nicht 
bei der folg.enden Vorlesung 
unter Polizeischutz am vergan­
genen Montag. . 

Allerdings' hatten bei~ zweiten 
Polizeieinsätz die Studenten 
ihre Taktik geändert. Auf ei':' 
ner Vollversammlung kurz vor 
der Vorlesung beschlossen sie, 
'd~e Vorlesung , von innen zu 
verhindern. Rund 250 hörbe­
rechtigte Studenten des ersten 
bis vierten Semesters folgten 
dem Au~ruf, mittels Studenten:-

ausweis in den ,Hörsaal ,hin­
einzugehen. Eine etwa gleich 
'große Anzahl demonstrierte 
zur Unsterstützung draußen 
Vor den Polizeiabsperrungen~ 
In- ohreJ:}betäubenden Sprech7 
chören stellten sie ihre Forde.,. 
'ru!1gen , wie "Weg mit den 
Strafanzeigen", "Bullen raus 
aus der Uni" oder "Engels 
,ral,ls''.. - Weder Prof. Engeis 
noch der Präsident konnten im 
'Hörsaal zu Wort kommen. . 

(Fortsetzung auf S. 2) 

Studienplätze für Chilenen 
Zu einer ersten B~Sprechung 
trafen sich ,am vergangenen 
Mittwoch chilenische Flücht.:. 
linge mit Vertretern der Uni­
versitätsverwaltung. Die 
Flüchtlinge waren vor drei 
Wochen nach Deutschland ein­
geflogen worden. Amnesty In­
ternational betreut sie. Die 
meisten werden in Frankfurt 
oder an einer anderen Univer­
sität Studienplätze bekommen. 
Präsident Kantzenbach selbst 
begrüßte die Chilenen im Se­
natssitzungssaal und infor­
mierte sich eingehend über 
ihre Wünsche. Er versprach ih­
nen schnelle und unbürokrati­
sche Hilfe. In vielen Fällen 
wird dies auch nötig sein. Un­
terlagen über Schulabschlüsse 
und Studienbescheinigungen 
fehlen. Deutschkenntnisse sind 
kaum vorhanden und müssen 
zur Zeit in Kursen des Volks­
bildungswerkes erworben wer­
den. 
Im März wird die Universität 
einen Intensivkurs durchfüh­
ren, damit die Chilenen sich 
möglichst bald zum Studium' 
einschreiben können. Damit 

.wird dann auch ihr Unterhalt 
durch Ausbildungsförderung 
,gesichert sein. Derzeit bezie':' 
hen sie Sozialfürsorge in Höhe 
Von 240 Mark. Amnesty Inter':' 
'national bittet darum, daß die­
ser Betrag aufgestockt wird. 

In dieser Woche wird sich die 
Leiterin der Auslandsstelle, 
Waltraud Heidenreich, in per­
sönlichen Gesprächen über je­
den einzelnen Fall informieren 
und versuchen, unbürokratisch 
zu helfen. 

Rückmeldung 
:tückmeldung zum Sommer­
semester 1974 ist erstmals 
nur schriftlich in der Zeit 
rom 18. Februar bis 19. April 
L974 möglich. Einzelheiten 
können aus dem Informa­
tionsblatt entnommen wer­
den, das mit den Rückmel­
deunterlagen verschickt 
wird. 
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Die Bauvorhaben bis 1978 
Der Haushaltsausschuß hat in 
seiner letzten Sitzung der Vor­
habenliste zum 4. Rahmenplan 
für den Ausbau der Universität 
am Niederurseler Hang zuge­
stimmt. Bis zum Jahr 1978 soll 
der erste Planungsabschnitt' 
für die Geisteswissenschaften 
und Ingenieurwissenschaften 
abgeschlossen und bereits mit 
dem zweiten Abschnitt begon­
nen worden sein. Im gleichen 
Jahr werden auch Mensa I und 
Zentrale Einrichtungen I be­
zugsfertig sein. Der Haushalts­
ausschuß faßte dazu in seiner 
Sitzung, an der auch die Ver­
treter der Fachhochschule teil-

- 'nahmen, folgenden Beschluß: 
I "Der Haushaltsausschuß 
stimmt der Vorlage des Bau­
amts (zum 4. Rahmenplan) mit 
den folgenden Maßgaben zu: 
1. Der Ausschuß unterstützt 
die Einwände der Fachhoch-

schule Frankfurt gegen die re­
duzierten Richtwerte bei den 
Ingenieurwissenschaften. 
2. Es muß sichergestellt sein, 
daß die I. Bauabschnitte für 
Geisteswissenschaften und In­
genieurwissenschaften späte­
stens im Jahre 1977 fertigge­
stellt werden. 
3. Es muß sichergestellt sein, 
daß die II. Bauabschnitte Gei­
steswissenschaften und Inge­
nieurwissenschaften spä te­
stens 1977 mit ins Gewicht fal­
lenden Raten begonnen werden. 
4. Wenn der technische Bau­
ablauf es erfordert, sind Um­
setzungen der Finanzansätze 
zwischen den Geisteswissen­
schaften einerseits und den In­
genieurwissenschaften ande­
rerseits vorzunehmen." 
Der erste Bauabschnitt ist zum 
Teil schon fertig: das Chemie­
Gebäude am Niederurseler 

, -,' ' Leserbriefe 
Unterricht oder , 
Lektüre? 

ser?) durch die Lektüre eines 
Lehrbuchs oder eine Diskus­
sion mit Kommilitonen erzielt 
werden. Derartige "Lehrveran­
staltungen " mag es geben. 

Hang mit 500 Studienplätzen 
ist bereits bezogen. Mit dem 
Baubeginn für die geisteswis­
senschaftlichen und ingenieur­
wissenschaftlichen Gebäude 
kann Ende 1975 gerechnet wer­
den. Sie kosten 16,3 bzw. 35 
Millionen Mark und werden 
1500 geisteswissenschaftliche 
und 750 ingenieurwissen­
schaftliche Studienplätze ent­
halten. 
In der gleichen Sitzung stimm­
te der Haushaltsausschuß auch 
dem Rahmenprogramm für die 
zentralen Einrichtungen zu, 
das die Planungsgruppe der 
Universität vorgelegt hatte. 
Danach werden bis 1978 in 
Niederursel eine Mensa, zen­
trale Lehr- und Gruppenräume 
mit dazugehörigen Nebenräu­
men, Räume für die Verwal­
tung und soziale Betreuung der 
Studierenden sowie Werkstät­
ten für die Gebäudeunterhal­
tung entstehen. 
Das Raumprogramm Mensa 
sieht drei Relaisstationen mit 
je 1500 Essen vor. Im ersten 
Planungsabschnitt werden die 
Speisen noch im Kerngebiet 
hergestellt. Später ist eine ei­
gene- Zentrale in Niederursel 
vorgesehen. Mit den anderen 
Einrichtungen kostet dieses 
Raumprogramm etwa 15 Mil­
lionen Mark. 

UNI-REPORT 

"Notizen für Studenten" heißt eine Sendereihe des Hessischen 
Rundfunks, die montags ab 21.50 Uhr im H. Programm ausge­
strahlt wird. Die Themen bis einschließlich März sind: 

21. 1. Studi~nbedingungen in Schweden 
28. 1. Studienbedingungen in Dänemark 

4. 2. Bundeswehrhochschulen 
11. 2. Das Hochschulrahmengesetz* 
18.2. Regelstudienzeiten* 

4.3. Rezension von Studienführern 
18.2. Von der Parole zur Praxis, Akzentverschiebung des po-

litischen Engagements der Studenten in den USA 
25. 3. Graduiertenförderung 

Die mit einem Stern versehenen Sendungen sollen auf den 
Hochschulpolitischen Disput über das Hochschulrahmengesetz 
am 4. 3. um 21.00 bis 21.50 Uhr im H. Programm vorbereiten. 

Hausverbot erteilt 
Dem Studenten Gerhard Finger, 
der nicht an der Frankfurter 
Universität immatrikuliert ist, 
wurde vom Präsidenten der 
Frankfurter Universität Haus­
verbot erteilt. Abgesehen da­
von, daß er ohne Berechtigung 
an Sitzungen teilgenommen 
hat, ist der Hauptgrund für das 
Hausverbot, daß Gerhard Fin­
ger einen Hochschullehrer bei 
einer Auseinandersetzung 
geohrfeigt hat. Damit hat Fin­
ger, so der Präsident in seiner 
Begründung, bewiesen, daß er 

nicht davor zurückschreckt, 
"Körperverletzung als Mittel 
der politischen Auseinander­
setzung anzuwenden." Der 
Präsident will mit dem Haus­
verbot der Gefahr vorbeugen, 

, daß Finger weiterhin auf dem 
Universitätsgelände rechtswid­
rige Handlungen begeht. Für 
j eden Fall, in dem Finger das 
Hausverbot mißachtet, hat der 
Präsident gemäß dem Hessi­
schen Verwal tungsvollstrek­
kungsgesetz ein Zwangs geld 
von 100 M~rk festgesetzt. ' Da e;rschien im UNI-Report 

vom 6. 12. 1973 unter der Über­
. 'schrift "Empört über Arro­
ganz" der Leserbrief einer Stu­
dentin, die sich mit dem Ab­
bruch von Lehrveranstaltun­
gen des Instituts für Psycholo­
gie auseinandersetzte. 

Den Wert einer sorgfältig aus­
gearbeiteten Unterrichtskon­
zeption erkennen Studenten im 
allgemeinen spätestens dann, 
wenn sie - sei es vor oder 
nach dem Examen - versu­
chen, sich einen .Problembe­
reich anhand der zahlreichen 
und meist weit verstreuten 
Quellen im Selbststudium zu 
erarbeiten. 

Lehrveranstaltungen abgesetzt 
Und der Leser Edgar Hörnig, 
wiss. Bediensteter im Institut 
für Psychoanalyse, schmunzel­
'te. Glaubte er doch zu wissen, 
was einzig eine Studentin em­
pören und Inhalt eines "frei­
mütigen" Leserbriefs sein 
,könnte. Aber siehe, er wurde 
enttäuscht. Statt eines Angriffs 
auf Professoren enthielt der 
Brief Kritik am Verhalten j e­
ner Studenten, deren Versuch, 
-innerhalb einer Lehrveranstal­
tung eine Diskussion über den 
Vorentwurf einer heuen Prü­
fungsordnung zu erzwingen, 
zum Abbruch der Seminarsit­
zung geführt hatte. 
Daß eine Studentin ' sich den 
Hinweis erlaubt, diese Diskus­
sion sollte im Rahmen der -
eigens dazu einberufenen -
Vollversammlung sta ttfinden, 
Lehrveranstaltungen aber der 
Vermittlung von Wissen die­
nen, das ist für Herrn Hörnig 
eine bedrückende Situation. 
Sie veranlaßt ihn, in einem Le­
serbrief (UNI-Report vom 
20. 12. 1973) die Frage nach dem 
hochschuldidaktischen Kon­
zept eines Professors zu stel­
len, der Wissen vermittelt, das 
nur in seiner Lehrveranstal­
tung erworben werden kann. 
Diese Frage ist interessant; be­
ruht sie doch offenbar auf der 
Annahme, der Effekt einer 
Lehrveranstaltung könne 
ebenso gut (oder vielleicht bes-

Diese Erkenntnis ist offenbar 
manchen unbequem, vor allem 
jenen Studentengruppen, die 
in einer Lehrveranstaltung am 
liebsten nur eine Ansammlung 
von Kommilitonen sähen, die 
sich als "Öffentlichkeit" für 
beliebige Zwecke aktivieren 
läßt. "Blinder Lerneifer" 
schien Herrn Hörnig das rechte 
Etikett, um die Stellungnahme 
einer Studentin abzuqualifizie­
reh, die es gewagt hatte, statt 
der Meinung der schreienden 
Minderheit die der meist 
schweigenden Mehrheit der 
Studierenden zu artikulieren. 
Am Ende von Herrn Hörnigs 
Brief stehen viele offene Fra­
gen. Eine möchten wir 'noch 
hinzufügen: Wozu eigentlich, 
'glaubt er, gibt es demokratisch 
gewählte Gremien, in denen 
alle Gruppen mit Sitz und 
Stimme vertreten sind, und de­
nen Kraft Gesetzes "die Pflege 
der Wissenschaften in For­
schung und Lehre" (HUG, 
§ 21,1) und der Erlaß von Prü­
fungsordnungen (HUG, § 22,2) 
übertragen ist? 
Für die wiss. Bediensteten 
des Instituts für Psychologie 
Inge Lindner 
Edgar Heineken 

Die Grünen im Grünen. Die Mitglieder des Botanischen Instituts 
waren darüber wenig erfreut und bangten um ihre kostbaren 
Pflanzen. Foto: Bopp 

(Fortsetzung von S. 1) 

Die "Vorlesung" wurde been­
det, ohne daß die Polizei den 
Saal räumen mußte. Alle stu­
denten folgten Prof. Engels, als 
er den hörwilligen Studenten 
schriftlich auf der Tafel anbot, 
draußen mit ihm einen ande­
ren Termin für seine Vorle­
sung auszumachen. 

Von seiten der Studentengrup­
pen, die sich im Konflikt gegen 
Prof. Engels engagiert hatten, 
wurde der Ausgang des Poli­
zeieinsatzes am letzten Montag 
als Erfolg gewertet. Denn sie 
hatten in diesem Fall zwei zen­
trale Forderungen - Prof. En­
gels soll nicht lesen und keine 
Vorlesung unter Polizeischutz 
- durchgesetzt. Der- Präsident 
wie der Dekan, di€ darauf von 
den Journalisten angesprochen 
wurden, gaben auch zu, daß 
ihre Strategie zur Lösung des 
Engels-Konflikts gescheitert 
war. Weder die Einräumung 
von Diskussionsmöglichkeiten 
in der Vorlesung, noch die 
Aussetzung der Unterrichts­
veranstaltungen im Dezember 
für eine Woche (s. die beiden 
letzten Nummern des Uni-Re­
port), noch der Polizeieinsatz 
waren geeignete Mittel, die 
Lehrfreiheit zu garantieren. 

Prof. Fleischmann sieht den 

Seit Beginn dieses Winterseme­
sters wurden die Vorlesungen 

,-ymr-:r,rof. En~eIs ~estö 

., . '.. ."&1 'n S 

Kernpunkt des Engels-Kon­
flikts darin, daß die Lehrfrei­
heit und das Komplement der 
Lernfreiheit heute kein selbst­
verständlicher legitimer Wert 
mehr sind. Die Legitimität 
könne nur dann wieder herge­
stellt werden, wenn das heuti­
ge kritische wissenschaftstheo­
retische Konzept in neue Orga­
nisationsformen und neue Ver­
haltensweisen übersetzt wer­
den kann. Angedeutet ist dies 
in der zitierten Erklärung des 
Präsidenten durch den Satz: 
"Die Situation zwingt zu einer 
eingehenden Überprüfung der 
organis,atorischen Formen der 
Lehre ... " Konkret ist für das 
Sommersemester geplant, daß 
die beiden Einführungsveran­
staltungen in Mikroökonomie 
und in Makroökonomie nicht 
mehr als große Massenvorle­
sungen mit fünfhundert und 
mehr Zuhörern, sondern als je­
weils drei Parallelveranstal­
tungen angesetzt werden. Der 
Vizepräsident, Prof. Hans-Jür­
gen Krupp, äußerte sich alier­
dings weniger optimistisch 
über den Erfolg ' der Abkehr 
von traditionellen Lehrformen, 
da ein Teil deT radikalen Stu­
denten nicht an der Funktlons­
fähigkeit der Universität inter­
essiert sei. Ferner wies er dar­
auf hin, daß die Einführung 
neuer Konzeptionen, die ja 

vorhanden seien, häufig am 
Kapazitätsproblem scheitern. 
Die weitere Konsequenz, die 
Präsident Kantzenbach aus 
den Konflikten der vergange­
nen Wochen und Monate zieht, 
ist die Forderung nach einer 
Überprüfung der rechtlichen 
Instrumente gegen Störer, bzw. 
die Forderung nach einem un~­
versitären Ordnungsrecht. 
Dieses Thema müsse ange­
sichts der Situation an vielen 
Universitäten der Bundesrepu­
blik enttabuisiert werden. Bis­
her sei er selbst ein Gegner des 
Ordnungsrechts gewesen, er 
sehe sich aber zu einem Um­
denken gezwungen und werde 
seine neue Auffassung in Gre­
mien wie der -Westdeutschen 
Rektorenkonferenz, die bisher 
ein Ordnungsrecht nicht für 
erforderlich hält, vertrete~. 
Denn es sei nicht mehr akzep­
tabel, daß extreme Studenten 
in der Universität risikolos stö­
ren könnten. 
Im Anschluß an die Pressekon­
ferenz des Präsiden ten be­
zeichnete der AStA-Vorsitzen­
de Michael Krawinkel die Ab­
setzung der Lehrveranstaltun­
gen als "ungeheuere Eskala­
tion". Er kündigte vor den J our­
nalisten an, daß die Tutoren 
"weitermachoen werden", und 
ließ durchblicken, daß der 
Konflikt fortgesetzt werde. 

Lagebesprechung: Präsident Kantzenbach (2. v. links) im Ge­
spräch mit Vizepräsident Krupp und Polizeipräsident Müller 
(vorn). Foto: Heisig 
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Ausschuß.: Keine Einwände 
,gegen . Modellversuch 

Mit der Einführung der einstu­
figen Juristenausbtldung hat 

! sich der Zentrale Organisati­
onsausschuß der Universität 

. Frankfurt auf seiner Sitzung 
am 20. Dezember beschäftigt. 

. Er hat dazu folgenden Be­
schluß gefaßt: 
"Der Ständige Ausschuß Ir hat 
gegen die Pläne des Fachbe­
reichs 1, die einphasige Juri­
stenausbildung in einem Mo­
dellversuch zu erproben, 
grundsätzlich keine Einwände. 
Diesem Beschluß liegt der im 
Fachbereich ausgearbeitete 
Entwurf eines Antrages an das 
Bundesministerium für Bil­
dung und Wislsenschaft mit 
Eingangsvermerk vom 18.10. 
1973 zu Grunde. Der Ausschuß 
sieht in diesem Entwurf insbe­
sondere die Bedenken berück­
sichtigt, die er gegen die Beru­
fung von Sozial wissenschaft­
lern als Hochschullehrer in 
den Fachbereich Rechtswis­
senschaften am 27.1. 1973 ge­
äußert hat. Der Ausschuß 
besteht jedoch darauf, zu der 
endgültigen . Fassung des An­
trages erneut gehört zu wer­
den." 
Die Sozialwissenschaftler, die 
als Angestellte nach BAT I b 
eingestellt werden sollen, wer­
den die Aufgabe haben, das 
Curriculum zu planen und den 
Hochschullehrern für ihre 
Lehrveranstaltungen "zuzuar­
beiten". 
Die Fachbereichskonferenz des 
Fachbereiches Rechtswissen­
schaft hat in ihrer Sitzung vom 
19. und 20. Dezember 1973 (bei 
einer Gegenstimme und zwei 
Enthaltungen) folgenden Be­
schluß gefaßt: 
"Der Fachbereich Rechtswis­
senschaft hat sich in seinem 
Beschluß vom 4.7. 1973 bereit 
erklärt, eine ein stufige Juri­
stenausbildung auf der Grund­
lage der Wiesbadener Modell­
planung in Angriff zu nehmen. 
Er hat dabei zum Ausdruck ge­
bracht, daß er die Diskuss-ion 
um die ZielvorsteIiungen des 
Wiesbadener Modells (WM) als 
noch nicht abgeschlossen be­
trachtet und, um seiner wis-

_ senschaftlichen Verantwor-
tung gerecht werden zu kön­
nen, an der Weiterentwicklung 
und Korrektur dieser Zielvor­
stellungen angemessen betei­
ligt sein müsse. So sehr er die 
öffentliche Diskussion des WM 
und seiner Zielvorstellungen 
deshalb begrüßt, so sehr be­
dauert er die emotionsgeladene 
Polemik, mit der Richter, ~n-

wälte, Arbeitgebervertretun­
gen und Parteien bzw. Partei­
gruppierungen die -Verfa,g·ser 
des Modells und -· seine Befür­
worter· o.es Verf.assungsbruchs 
und der Ideologieanfälligkeit 
ziehen. Der Fachbereich weist 
darauf hin, daß diese Behaup­
tung keine inhaltliche Grund'­
lage hat. Das gilt insbesondere 
für den Vorwurf, die Bindung 
des Richters an das Gesetz 
werde verneint. Dieser Vor­
wurf deutet nur darauf hin, 
daß jene Kritiker des WM 
nicht die - stets mit dem 
GrJ.mdsatz der Gesetzesbin­
dung vermittelte - Tradition 
der richterlichen Rechtsfort­
bildung kennen. 
Der F'achbereich erklärt, daß 
er das Ausbildungsmodell in 
einer Weise durchführen wird, 
die an seiner Verfas·sungstreue 
keinen Zweifel läßt. Er nimmt 
mit Befremden zur Kenntnis, 
daß die Fraktionen und Mini­
sterialbürokratie,.· ohne den 
Fachbereich zu beteiligen oder 
ihn auch nur zu informieren, 
offenbar Gesetzesentwürfe zur 
Einführung der einstufigen Ju­
ristenausbildung vorbereitet 
haben, die Presseberichten zu­
folge nicht nur Korrekturen an 
den Zielvorstellungen, sondern 
auch an den Grundstrukturen 
des WM, die Länge und Ge­
wichtung der einzelnen Aus­
bildungsstufen, den Praxis·an­
teil an der Ausbildung und die 
Prüfungsleistungen betreffend, 
vorsehen. . Der Fachbereich 
verwahrt sich gegen ein derar­
tiges Verfahren und weist mit 
Nachdruck auf seine Verant­
wortung für die Ausbildung 
hin. Seine Bereitschaft, die ar­
bei tsin tensi ve Durchführung 
der einstufigen Juristenausbil­
dung in Hes·sen zu überneh­
men, ist nicht voraussetzungs­
los. Insbesondere hält er auf­
grund der von ihm in den letz­
ten Jahren gemachten Refor­
merfahrungen eine zweijähri­
ge sozialwissenschaftlich-juri­
stische Eingangsstufe für un­
verzichtbar. Jede Kürzung die­
ser . Eingangsstufe würde die 
sozialwissenschaftliche Ausbil­
dung zu jener Folgenlosigkeit 
verdammen, die bisher der 
verbindungslos neben der kon­
kreten Arbeit am und im Recht 
herlaufenden Rechtsphiloso­
phie und Rechtssoziologie zu­
gekommen i.st. 
Untragbar erscheint dem 
Fachbereich auch eine über die 
Vorstellungen im WM hinaus­
geh..ende Ausdehnung des Pra­
xisanteils an der einstufigen 

Prüfungs gebühren 
Die Gebühren für die Teilnah­
me an ' den Klausurprüfungen 
für Diplom--Volkswirte, -Kauf­
leute und -Handelslehrer für 
jede Klausurstunde sind von 
fünf auf 2,50 Mark gekürzt 
worden. Dies gilt auch für Wie­
derholungsklausuren. Einem 
entsprechenden Entschluß der 

Die nächste Ausgabe von 
UNJ-REPORT 

. erscheint am 31. Januar 
1974. R~daktionsschluß ist 
der 25. Januar 1974, in Aus­
nahmefällen auch später. 

UNI-REPORT steht im 
Rahmen seiner Möglich­
keiten allen Universitäts­
mitgliedern für Veröffent­
lichungen zur Verfügung. 

Fachbereichskonferenz Wirt­
schaftswissenschaften zur Än­
derung der Diplomprüfungs­
ordnung hat der Senat in sei­
ner Sitzung am 9. Januar zu­
gestimmt. Dieser Beschluß muß 
noch vom Kultusminister ge­
nehmigt werden. 
Der Grund für die beantragte 
Reduzierung der Zwischenprü­
fungsgebühren besteht darin, 
daß die zusätzlichen Kosten, die 
dem Prüfungsamt tatsächlich 
entstehen, wesentlich geringer 
sind, als bei der Verabschie­
dung der Zwischenprüfungs­
ordnung geschätzt wurde. Die 
Gebühren betragen zur Zeit 130 
Mark und liegen damit wesent­
lich über den Gebühren ande­
rer wirtschaftswissenschaftli­
cher Fachbereiche (Gießen 50 
Mark,' Saarbrücken 80 Mark, 
Darmstadt, TU Berlin und 
Würz burg 40 Mark). 

Juristenausbildung. Er sieht 
darin den Ver·such, das her-

. kömmliche Referendariat un­
verändert zu retten. Demge­
g.enüber bietet allein die abge­
stufte Theorie/Praxisintegra­
tion: "PraxIs .als Anschauung" 
in der sozialwissenschaftlich­
juristischen Grundstufe, "Ar­
beit in der Praxis über Praxis" 
in, der Hauptstufe und "Über­
nahme von Berufsrollen " in 
der Vertiefuhgsstufe mit den 
im WM vorgesehenen Zeitan­
teilen eine echte Chance die 
Theorieferne der Praxis und 
die Praxisferne der Theorie zu 
überwinden. 
Schließlich hält es der Fachbe­
reich aufgrund didaktischer 
und lern theoretischer Untersu­
chungen und Erfahrungen für 
selbstverständlich, daß verän­
derten Studieninhalten auch 
veränderte Prüfungsanforde-

. rungen, so wie sie das WM vor­
sieht, entsprechen. 
Ohne Gewährleistung dieser 
strukturellen Essentialia des 
WM müßte der Fachbereich 
seine Bereitschaft zur Durch­
führung der einstufigen Juri­
stenausbildung in Hessen 
überprüfen. Der Fachbereich 
betont noch einmal seine Be­
reitschaft, mit allen Interes­
senten sachlich zu diskutieren. 
Die in der Öffentlichkeit erwo­
gene parallele Ausbildung im 
herkömmlichen zweistufigen 
und reformierten einstufigen 
Studiengang kann er jedoch 
keinesfalls übernehmen (vgl. 
S. 40 der Begründung des Mo­
dells einer einstufigen Juri­
stenausbildung). 

Wahlamt 
ist umgezogen 
Das Wahlamt der Universität 
Frankfurt ist umge:z;ogen. Die 
neue Anschrift lautet Dante­
straße 8, Telefon 7 98 - 36 10. 
Sprechzeiten: täglich von 9-12 
Uhr. 

Marburg - Auch der Senat der 
Universität Marburg befürwor­
tet jetzt den Vorschlag des 
Fachbereichs "Neuere Deutsche 
Literatur und Kunstwissen­
s.chaften", . den wegen seiner 
DKP-Mitgliedschaft umstritte­
nen Medienwissenschaftler 
Prof. Dr. Horst Holzer auf eine 
Professur nach Marburg zu 
berufen. Ursprünglich hatte 
sich der Senat gegen Holzer 
ausgesprochen, der auch vom 
hessischen Kultusministerium 
abgelehnt worden war. 

Frankfurt - Die meisten der 
hessischen Fachhochschulstu­
denten wollen im nächsten 
Sommersemester die vorgese­
henen Studentenwerksgebüh­
ren in Höhe von etwa 80 bis 
100 Mark pro Semester nicht 
bezahlen. Ein Sprecher des 
AStA der Fachhochschule 
Frankfurt teilte mit, daß ge­
genwärtig an den Fachhoch­
schulen in Frankfurt, Wiesba­
den, Darmstadt und Gießen 
entsprechende vorbereitende 
Boykottmaßnahmen liefen. 

Berlin - Der Haushalt der 
Freien Universität Berlin für 
1974 ist vom FU-Kuratorium 
auf 631,3 Millionen Mark fest­
gesetzt worden. Das bedeutet 
eine Steigerung gegenüber 
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Lehr- und Studienaus$chuß (8 + 1 *) 
Gruppe Liste Mitglied Vertreter 

Präs. Prof. VP Prof. Krupp/ 
Dr. E. Kantzenbach Kanzler v. Thümen 

Prof. LH Prof. Jung Prof. Dr. Freyh 
Prof. ratio Prof. Dr. Becker, W. Prof. Dr. Martini 
Prof. NIK Prof. Dr. Schlosser Prof. Dr. Grefe 
Doz. DH Dr: Boege Dr. Schmidt, W. 
Stud. ADS Stier, Achim Weber, Ursula 
Stud. RCDS Hert~r, Gabi Simon, Arnulf 
Stud. RCDS Bastian, Herbert Jahr,lngrid 
soMi*) FA Krichbaum, Wolfgang RR Hillgärtner 

Organisationsausschuß (9 + 1 *) 
Gruppe Liste Mitglied Vertreter 

Präs. Prof. VP Prof. Krupp/ 
Dr. E. Kantzenbach Kanzler v. "Thümen 

Prof. LH Prof. Dr. Zernack Prof. Dr. Wolf, D. 
Prof. ratio Prof. Dr. Kohlenbach Prof. Dr. Rosenstock 
Prof. ratio Prof. Dr. Grobecker Prof. Dr. Kornblum 
Prof. LH Prof. Dr. Naucke Prof. 

Dr. Berckhemer 
Doz. NIK R. Spemann R. Herzog 
WiMi DH Ass. Voegeli Dr. Blanke 
WiMi NIK Dr. Gawantka Dr. Strehl 
Stud. ADS Severa, Broschik Henkel, Rudolf 
soMi*) FA Amtm. Sommer, Ruth VA Hasenstab, 

Eleonore 

Haushaltsausschuß (9 + 1 *) 
Gruppe Liste Mitg.lied Vertreter 

Präs. Prof. VP Prof." Krupp! 
Dr. E. Kantzenbach Kanzler v. Thümen 

Prof. 
Prof. LH Prof. Dr. Oelschläger Dr. Martienssen 
Prof. ratio Prof. Dr. KeIm Prof. Dr. Schoeppe 
Prof. NIK Prof. Dr. Wende Prof. Dr. Pons 
Prof. DH Prof. Dr. Meissner Prof. Dr. Lingelbach 
Doz. ANH Dr. Brehm Dr. Hoerug 
Wil\iIi NIK Dr. Gerke Dr. Maek-Gerard 
Stud. RCDS C. Schiffel W. Sedlak 
soMi FA OA Teschauer VA Graßmück 
Stud.*) RCDS Kins, Wilhelm Löbe, Bernd 
soMi*) FA OA Krau VA Latka 

Bibliotheksausschuß (9 + 1 *) 
Gruppe Liste Mitglied Vertreter 

Präs. Prof. VP Prof. Krupp! 
Dr. E. Kantzenbach Kanzler v. Thümen 

Prof. LH Prof. Dr. Thomas, W. Prof. Dr. Deninger 
Prof. LH Prof. Dr. Wilk Prof. Dr. Kerner 
Prof. ratio Prof. Dr. Hammerstein Prof. Dr. Kranz 
Prof. DH Prof. Dr. Brands Prof. Dr. Schmidtke 
Doz. NIK Dr. Enzensberger Dr. Stumpf 
WiMi NIK Dr. Zimmer Dr. Maek-Gerard, 

Eva 
Stud. RCDS Jahr,lngrid Riffel, Bernhard 
BibI. Prof. (Bib.Dir. 

Dr. C. Köttelwesch Dr. Lehmann) 
soMi*) FA Fink, Hartrnut VA Lückehe, 

Ingeborg 

*) Mitglieder mit beratender Stimme 

dem FU-Etat von 1973 um fast 
12 Prozent. Der Landeszuschuß 
für den Haushalt 1974 beträgt 
497 Millionen Mark. 

Flensburg - Noch im Laufe 
dieses Monats will die sohles­
wig-holsteinisch~ Landesregie­
rung über einen Gründungsbe­
schluß und die Struktur der 
geplanten künftigen Universi­
tät Flensburg entscheiden. 

Freiburg - Der von der kom­
munistischen Hochschulgruppe 
und von linksextremen Basis­
gruppen getragene AStA der 
Univer.sität Freiburg ist zu- · 
rückgetreten. Als Grund gab 
der AStA an, daß der Studen­
tenrat ihm die Zustimmung 
zum Haushaltsplan verweigert 
habe. Der ebenfalls zurückg~­
tretene Studentenrat empfahl 
dem Rektor der Universität die 
Ausschreibung von Neuwah­

-len, die im Februar stattfinden 
sollen. 

Bremen - Vor mangelnder 
Objektivität der Bremer Uni­
versität bei zwei vom Bundes­
arbeitsministerium vergebenen 
Forschungsaufträgen hat die' 
Vereinigung der Arbeitgeber­
verbände in Bremen ihre Mit­
glieder gewarnt. Wie zum Jah­
resbeginn in Bremen bekannt 
wurde, forderte der Verband 

die Unternehmen auf, Mittei­
lung zu machen, falls in den 
Betrieben entsprechende Un­
tersuchungen angestellt wür­
den. Bei den Forschungsprojek­
ten sollen "Die Belastung am 
Arbeitsplatz und die Praxis der 
betrieblichen Arbei tssicherung" 
sowie "Lärmquellen und die 
Möglichkeit ihrer Bekämpfung" 
untersucht werden. 

Montag, 21. Januar, 15 Uhr s. t., 
Seminarraum des Mehrzweck­
gebäudes Chemie: Sitzung der 
Fachberekhskonferenz Bio­
chemie und Pharmazie. 

Dienstag, 22. Januar, 19.30 Uhr, 
Großer Hörsaal des Biologi­
schen Instituts: "Versuche, die 
Struktur von Nervennetzen zu 
deu ten". Vortrag von ProfeSSQr 
Dr. Valentin Braitenberg, Max­
Planck-Institut für Biologische 

. Kyberne~ik, Tübingen. 

Dienstag, 22. Januar 1974, 
18 Uhr c. t., Seminarraum 308 
des Geographischen Instituts: 
"Zur jungen Entwicklung af­
ghanischer Provinzstädte". Vor­
trag von Prof. Dr. E. Grötzbach 
(Hannover). 
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Novellierung .des Hess. Universitätsgesetzes 
, . 

Materialien zu einem Vor entwurf -
Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Universitätsgesetzes" hat' jetzt das Kul­
tusministerium in einer zweiten Fassung 
vorgelegt. Die Novellierung ist noch vor 
der Landtagswahl beabsichtigt. Unter 
Berücksichtigung des Bundesverfas­
sungsgerichtsurteils zur Frage der Mit­
bestimmung an den Hochschulen sieht 
der Vorschlag des hessischen Kultusmi­
nisteriums vor allem Änderungen in 
Fragen der Mitbestimmung, der Perso­
nalstruktur und der Organisationsstruk­
tur 'v:or. Im Folgenden werden die wich­
tigsten Änderungs.vorschläge ' der noch 
güitigen Fassung des HUq' gegepüoer­
gestellt. 

§ 6 

Informationsverpflich tung 

Alle an Forschung und Lehre beteiligten 
Mitglieder und Angehörigen der Hoch­
schulen haben die gesellschaftlichen 
Folgen wissensahaülicher Erkenntnis 
mitzubedenken: 'Werden ihn~n Ergeb­
nisse der Forschung" ,auch -,!ußerhqlb des 
Bereichs der Hochschulen, bekflnnt? die 
zu begründeten Bedenken Anlaß geben, 
sind sie verptlichtet, darüber öffentlich 
zu infprmieren. 

Neue Fassung: 

Satz 2 erhält folgende Fas-sung: 
;, Werden ihnen Ergebnisse der For .. 
schung, auc-ll außerhalb des Bereichs der 
Hochschulen bekannt, die bei miß­
bräuchlicher Verwendung erhebliche 
Gefahren für die Gesundheit, das Leben 
oder das friedliche Zusammenleben der 
Menschen herbeiführen können, so sol­
len sie den zuständigen Fachbereichsrat 
oder ein zentrales Organ der Universität 
davon ,unterrichten." 

§11 

Wahl und Ernennung des Präsidenten 

(3) Der Präsident tritt mit Ablauf der 
Amtszeit in den Ruhestand, spätestens 
mit dem Ende 'des Monats, in dem er das 
68. Lebensjahr vollendet hat. War er vor 
seiner Ernennung Hochschullehrer, so 
ist er, sofern er nicht in den Ruhestand 
tritt, auf seinen Antrag hin als Hoch­
schullehrer im Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit in den Dienst der Universität 
zu übernehmen, deren Präsident er war. 
Ein Berufungsverfahren findet nicht 
statt. . ' 
(4) Der Konvent kann mit einer Mehr­
heit von drei Vierteln seiner IVJjtglieder 
die Abberufung des Prasidenten verlan­
gen. Wird der Präsident abberufen, hat 
er Anspruch auf diejenige Versorgung, 
die ihm zugestanden hätte, wenn er die 
Amtszeit ordnungsgemäß vollendet hät­
te. Bis zum Ablauf der Amtszeit erhält 
er jedoch die vollen Bezüge mit Au.snah­
me der Aufwandsentschädigung. Im üb­
rigen gilt Abs. 3 entsprechend. 

Neue Fassung: 

Abs. 3 Satz 1 bis 3 bleiben unverändert. 
Als Satz 4 wird angefügt: 
"Tritt der Präsident vor dem Ende sei­
ner Amtsperiode nach mindestens vier­
jähriger Amtsdauer von seinem Amt zu­
rück und war er vor seiner Ernennung 
PrOfessor im Beamtenverhältnis auf Le­
benszeit, so kann er auf Antrag als Pro­
fessor im Beamtenverhältnis auf Le­
benszeit ohne Berufungsverfahren über­
nommen werden." 
Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
,, (4) Der Konvent kann mit einer Mehr­
heit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
den" Präsidenten abwählen, sofern 
gleichzeitig ein neuer Präsident gewählt 
wird. Die Abwahl wird wirksam, wenn 
der Präsident von der Landesregierung 
abberufen und der neue Präsident er­
nannt ist. Der Präsident wird im Falle 
seiner Abwahl für den Rest seiner 
Amtszeit in den einstweiligen Ruhe­
stand versetzt. Er hat Anspruch auf die .. 
j enige Versorgung, die ihm zugestanden 
hätte, wenn er die Amtszeit ordnungsge­
mäß vollendet hätte. Im übrigen gilt 
Abs. 3 entsprecher,d." 

§ 14 

Konvent 

(2) Der Konvent ,hat 90 Mitglieder. Nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl 
wahlen unmittelbar und geheim die 
Professoren 30, die Dozenten 10, die Stu­
denten 30, die wissenschaftlichen Be-

diensteten 10 und die weiteren Bedien­
steten 10 Mitglieder. Wählbar ' ist, wer 
der Universität im Zeitpunkt der Wahl 
mindestens sechs Monate angehört. Die 
Satzung kann nähere Bestimmungen 
über die Wahlvorbereitung und das 
Wahlv.erfahren .treffen. § 22 des Hoch­
schulgesetzes bleibt unberührt. 

Neue Fassung: 

Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Der Konvent hat 90 Mitglieder. 
Nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl wählen unmittelbar und geheim 
die Professoren 30, die Assitenzprofesso."1 
ren 10, die Studenten 30, die wissen­
schaftlichen Mitarbeiter 10 und die son­
stigen Mitarbeiter 10 , Mitglieder; all~n 
Wahlberechtigten ist auf ' Antrag durch 
Zusendung von Breifwahlunterlagen die 
Möglichkeit der Briefwahl zu geben. 
Wählbar , ist, wer der Universität im 
Zeitpunkt der Wahl ununterhrochen 
sechs Monate angehört. Die Wahlord­
nung kann nähere Bestimmungen über 
die Wahlvorbereitung und das Wahlver­
fahren treffen. § 22 des Hessischen 
Hochschulgesetzes ' bleibt unberührt. 
Liegt irr einer Gruppe nur eine Liste vor, 
so findet Persönlichkeitswahl statt." 

§ IJ 
Zusammensetzung des Senats. 

(1) Mitglieder des Senats sind -
1. der Vizepräsident al~ Vorsitzenaer, 
2. die Dekane der Fachbereiche' und die 

Prodekane des Bereichs Humanmedi­
zin, ' " 

3. drei Dozenten, 
4. sechs Studenten j 

5. drei wissenschaftliche Bedienstete. 

Neue Fassung: 

Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
,,1. Ein Vizepräsident als Vorsitzender," 
Nr. 2 bleibt unverändert. ' 
Nr. 3 bis 6 erhalten folgende Fassung: 
,,3. drei Vertreter der Assistenzprofesso­
ren, 
4. sechs Vertreter der Studenten, 
5. drei Vertreter der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter, 
6. zwei Vertreter der sonstigen Mitar­
beiter." 

§ 19 

Zusammensetzung der: Ständigen 
Ausschüsse ' 

(1) Der Präsident ist , Vorsitzender der 
Ständigen Ausscliüsse. EI' wird ' 'flach 
Maßgabe der Geschäftsordnung (§.12 
Abs. 1 Satz 2) vertreten. . ~ 

(2) Den Ständigen Ausschüssen gehören 
je acht weitere Mitglieder an, und zwar 
1. dem StändIgen Ausschuß für Lehr­

und Studienangelegenheiten 
drei Professoren, 
ein Dozent, 
vier Studenten ; 

2. dem Ständigen Ausschuß für Organi­
sationsfragen, Angelegenheiten der 
Forschung und des wissenschaftli­
chen Nachwuchses 
vier Professoren, 
ein Dozent, 
ein Student, , 
zwei wissenschaftliche Bedienstete; 

3. dem Ständigen Aus~chuß für Haus­
haltsangelegenheiten und den Hoch­
schulentwicklungsplan 
vier Professoren, 
ein Dozent, 
ein Student, . 
ein wissenschaftlicher Bediensteter, 
ein nichtwissenschaftlicher Bedien­
steter; 

4. ' dem Ständigen Ausschuß für das Bi­
bliothekswesen 
vier Professoren, 
ein Dozent, 
ein Student, 
ein wissenschaftlicher Bediensteter 
und 
der Direktor der Universitätsbiblio­
thek (§ 37 Abs. 2). 

(3) Die weiteren Mitglieder der Ständi­
gen Ausschüsse mit Ausnahme des Di­
rektors der Universitätsbibliothek wer­
den vom Konvent gewählt. Dazu schlägt 
jede Gruppe im Konvent doppelt so vie­
le Bewerber vor, als Mitglieder aus der 
jeweiligen Gruppe vom Konvent in die 
Ständigen Ausschüsse zu wählen sind. 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt 
mindestens zwei Jahre. Die Satzung soll 
vorsehen, daß jeweils nur ein Teil der 
Mitglieder ausscheidet. Im übrigen gilt 
§ 14 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

Neue Fassung: 

Abs. 1 erhält folgende Fassung-: 
,, (1) Der Präsident ist Vorsitzender der 
Ständigen Ausschüsse. Er wird nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung (§ 12' 
Abs. 1 Satz 3) vertreten." . 
:'-bs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Den Ständigen Ausschussen gehö­
ren folgende weitere ~itglieder an: ' 

1. dem Ständigen Ausschuß für Lehr­
und Studienangelegenheiten 
fünf Ji'rofessoten; , 
zwej Assistenzprofessoren, 
drei Studenten, . , , -
ein wi~s~nsch~ftlidler Mitarbeiter, 
ein ,~onsti*~~ ~~t~rbeit~r, r 

2. dem Ständigen! Ausschuß für Organi­
sationsfragen, . Angelegenheiten , der 
Forschl,lng - und -des wissenschaftli .. 

, chen Nachwuchses ' , 
vier Professoren, 
zwei Assitenzprofessoren, 
ein Student, 
zwei wissenschaftliche Mitarbeiter, ' 
ei:q sonstiger Mitarbeiter; 

3. dem Ständigen Ausschuß für 'Haüs-
, haltsangelegenheiteB' und' den Hoch;,. 

schulentwicklungsplan· 
v~er Professoren, 
ein Assistenzprofessor, ' 

, ein Student, : . 
ein wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
ein sonstiger Mitarbeiter; 

4. de'm Ständigen Ausschuß für das Bi-' 
bliothekswesen 
vier Professoren, 
ein Assistenzprofessor, 
ein Student, 
ein wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
ein sonstiger Mitarbeiter, 
der Direktor der Universitätsbiblio­
thek (§ 37 Abs. 2). 

\ 

Abs. 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

,,(3) Die weiteren Mitglieder der Ständi­
gen Ausschüsse mit Ausnahme des Di­
rektors der Universitätsbibliothek wer­
den jeweils von den Vertretern ihrer 
Gruppen im Konvent nach den Grund­
sru;zen der VerhäUniswahl in einem ein­
heitlichen Verfahren der gleichzeitigen 
Bildung aller Ausschüsse (Gesamtwahl) 
gewählt. Dabei üben die Mitglieder einer 
Kandidatenliste jeweils in der Reihen..; 
folge der auf die Liste gemäß dem 
d'Hondt'schen Hö~hstzahlverfahren> ent­
fallenden Sitze das Recht 'des Zugriffes 
auf einen von Vertretern der Gruppe zu 
besetzenden freien Sitz in einem der 
Ständigen Ausschüsse. Die weiteren 
Mitglieder sollen möglichst Koventsmit­
glieder sein. Das Nähere regelt die 
Wahlordnung der Universität. 

-§ 20 
Organisation und Verwaltung 

) I 

(1) . Der Fachbereich ist die organisatori­
sche Grundeinheit für Forschung und 
Lehre. Er sou.,.verwandte oder benach­
barte Fachgebiete umfassen. 
(2) Innerhalb ' eines Fachbereichs kön­
nen Arbeitsgruppen und Betriebseinhei­
ten gebildet werden. Der Fachbereich ist 
berechtigt, eine Arbeitsgruppe oder Be­
triebseinheit zu verändern oder aufzulö-
sen. , 
(3) Die Fachbereiche können Laborato­
rien, Werkstätten und Betriebe als stän­
dige wissenschaftliche oder technische 
Betriebseinheiten einrichten. 
(4) Der Fachbereich verteilt die ihm zu­
gewiesenen PersonalsteIlen und Sach­
mittel und verwaltet die ihl11 zugewiese­
nen Einrichtungen, insbesondere Ar­
beitsräume, Bibliotheken, Werkstätten 
und Großgeräte. Dabei legt er f~st, ' Über 
welche personellen und sächlichen Mit­
tel die Hochschullehrer, Arbeitsgruppen 
und Betriebseinheiten verfügen können. 
Es ist darauf Bedacht zu nehmen, daß 
den Hochschullehrern eine den Bedürf­
nissen des jeweiligen Gebiefes angemes­
sene Mindestausstattung gewährt wird. 
Den Ständigen Betriebseinheiten sind 
die personellen und sächlichen Mittel 
zuzuweisen, die zur Erfüllung ihrer Auf­
gaben im Rahmen einer langfristigen 
Planung erforderlich sind. 

Neue Fassung: 

Abs. 1 bleibt unverändert. 
Abs, 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 
,,(2) Der Fachbereich kann die Bildung 
oder Errichtung von Arbeitsgruppen, 
ständigen wissenschaftlichen und stän-

digen technischen Betriebseinheiten 
(Wissenschaftliche oder Technische Be­
triebseinheiten) beschließen. Die Vor­
schriften des § 34 bleiben unberührt. Der 
Fachbereich ist, vorbehaltlich erforder'"­
licher Genehmigungen, berechtigt, eine 
Arb~itsgruppe oder eine Betriebseinheit 
zu verändern oder aufzulösen. 
(3) Spfe'r~ für ' die Durchführung einer 
Aufgabe eines oder mehrerer Fachberei­
che in giößerem Umfang Personal und 
Sachmittel, flUt' bauer erforderlich sind, 
muß hierfür eine Wissensc'haftliche oder 
Technische Betri'ebseinheit gebildet 
werden. Wissenschaftliche Betriebsein­
heiten können die Bezeichnung "Insti­
tut" mit einem das Fachgebiet oder die 
Aufgabe näher kennzeichnend~n Zusatz 
führen. Arbeitsgruppen sind Zusam­
menschlüsse von Mitgliedern und Ange­
hörigen .eines oder mehrerer Fachberei­
che':unte:r der Leitung mindestens eines 
Hoch'schul1ehrers ·zur Durchführung ' 
zeitlich und sachlich begrenzter und be­
stimmter einzelner Vorhaben der For.:. 
scl].ung oder ,Lehre. " 
AQ~ ... ", 4,J~~tz; \ ''9is 3 bleiben unverändert'. 
!5a ti" 4 erhält: t;>lge!lde Fa~s~ng: : 
"Gegen di~. Entscheidung 'qes Fachbe­
reichs'~st~l1t dem. betroffenen Hochsch.ul­
lehreLder" Einspruch ~n, den StändIgen 
Ausschuß für Haushalfsange'Iege'nheHem 
und den Hochschulentwicklungsplan 
zu." 
Sätze 5 bis 7 werden angefügt: 
"Den Betriebseinhei'ten sind die- perso­
nellen und ~achlichen Mittel zur selb~ 
stä!}(Üg~n Verwendung zuzuweise~, die 
zur E:r:füllung ihrer' Aufgaben im 'Rah­
men ~iner langfristigen Planung e'rfol,'­
derlich sind. B.ei der Bildung v'O:n Är­
beitsgruppen ist im Einvernehmen mit 
den beteiligten Hochschullehrern fest­
zulegen, ob und in welchem Umfang 
personelle 'und sächliche lViittel über be­
reits zugewiesene Mindestausstattungen 
hinaus zur Verfügung gestellt werden. 
Nötigenfalls sind durch Beschluß des 
Fachbereichsrates die gemeinsame Nut.:. 
zung oder Mitbenutzungsrechte zugun­
sten von Arbeitsgruppen oder einzelner 
Hochschullehrer in be:<mg auf solche 
sächlichen und personellen Mittel zu re­
geln, die gemäß Satz 5 einer Betriebsein­
heit zugewiesen worden sind." 

Als neuer § 20 a wird eingefügt: 
,,§ 20 a 

Forschung mit Mitteln :Qritter 
(1) Die in der Forschung tätigen Univer­
sitätsmitglieder sind berechtigt, im Rah­
men ihrer dienstlichen Aufgaben auch 
solche Forschungsvorhaben durchzufüh .. 
ren, die nicht aus den der Universität 
zur Verfügung stehenden Haushaitsmit­
teIn finanziert werden. 
(2) Ein' Forschungsvorhaben nach Abs. 1 
kann : in der 1 Univer-sität durchgeführt 
werden, wenn 'die Erfüllung der Aufga­
ben der Universität und die dienstlichen 
Pflichten der beteiligten Personen da­
durch nicht beeinträchtigt werden und 
die Forschungsergebnisse in absehbarer 
Zeit veröffentlicht werden können. Bei 
Vorliegen dieser Voraussetzungen soll 
die Universität nach Maßgabe der beste­
henden Mögli~hk'eiten die Durchführung 
des ' Foos'cNiClngsvorhabens fördern; dies 
gilb insbesondere für- Vorhaben, die aus 
öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln 
gemeinnütziger Stiftungen oder solchen 
Einrichtungen finanziert werden, die 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln 
unterhalten werden. 
(3) Ein Forschungsvorhaben nach Abs. 1 
ist über den Fachbereich dem Präsiden­
ten anzuzeigen. Der Fachbereich kann 
der Inanspruchnahme seines Personals, 
seiner Sachmittel und seiner Einrich­
tUBgen in einer Frist von höchstens zwei 
Monaten widersprechen, wenn die Vor­
aussetzungen nach Abs.2 Satz 1 nicht 
gegeben sind. Im Falle des Wider­
spruchs entscheidet der Präsident nach 
Beratung mit dem Ständigen Ausschuß 
II. Für Forschungsvorhaben, die in Wis­
senschaftlichen Zentren oder in inter­
disziplinären Arbeitsgruppen durchge­
führt werden, gelten die Sätze 1 bis 3 
entsprechend. 
(4) Die Mittel für Forschungsvorhaben, 
die nach den Abs. 2 und 3 in der Univer­
sität durchgeführt werden, sollen von 
der Universität verwaltet, aus diesen 
Mitteln bezahlte hauptberufliche Mitar­
beiter als Personal der Universität ein­
gestellt werden. Das Recht auf freie 
Auswahl der Mitarbeiter durch den Lei­
ter des Forschungsvorhabens bleibt un­
berührt. 
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(5) Für die Inanspruchnahme von Per­
sonal, Sachmitteln und Räumen der 
Universität ist ein angemessenes Entgelt 
zu entrichten; dies gilt nicht für For-

' schungsvorhaben, die zum Zwecke der 
Forschungsförderung aus öffentlichen 
Mitteln oder aus Mitteln gemeinnütziger 
Stiftungen ,oder solcher, Einrichtungen 
finanziert werden, die überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln unterhalten wer­
den. 

(6) Abs. 3 gilt nicht für Forsch),.mgs­
schwerpunkte, die unter Beteiligung der 
'zuständigen 9;remien der Universität 
gebildet wurden. Der Kultusminister 
kann für Vorhaben geringfügigen Um­
fanges Ausnahmen'von den Abs. 3 und 5 
,regeln. D(e Vorschriften über . die :AuS­
übung von Nebentätigkeiten bietben un­
berührt.". 

,. § 24, "1' 

J '" : Fachbetei~hskonferenz ~, .< , .. ' 
,_ • • ~ t ." -~ , " .. 

(1), Die ,Fachbereichskonferenz entschei­
det in , allen Angel.egenheiterr des F.ach­
bereichs. Die Zuständigkeit' der,'Prü­
fungsämter und besondererl AusscHüsse 
nach § 21 Abs. 3 , Satz 2 und 3 bleibt un­
berührt. 

(2) Die Fachbereichskonferenzu lJeM'eht 
aus allen Professoren des' ,F<t'd:iBef,elchs, 
die nicht b~urlaubt' stnd" 0atis '\rer't:tet~rh 
der Dozenten, der Studenten'; unW9der 
wissenschaftlichen BedienstetEm< ({'''iM 
Verhältnis 5:1:3 :1', sowie' ~nis' e'fn~rri'V'erl 
treter der weiteren äediensteten: ' I' ... 

(3) D{e Dozenten, die Studenten und die 
wissenschaftlich~J;l Berl,iensteten des 
Fa~hqer,~ich.s , , wäh1~n i}:lre yel'tr~ter 
nach den Grundsätzen der V~rhältnis­
wahl., Studenten sin4 nur in einem 
Fachbereich wählbar. Wahlrecht und 
Stfn1'mrecht Üben sie in den Fachberei­
chen ~us, denen , sie 'nach Maßgabe der 
Allgemeinen Vorschriften für Studie-
rende angehören. -

(4) Die Satzung des Fachbereichs- kann 
die Zahl der weiteren Bediensteten bis 
auf fünf erhöhen, wenn dies nach dem 
Umfang, in dem nichtwissenschaftliches 
Personal in dem jeweiligen Fachbereich 
bei der Durchführung von Lehre und 
Forschung beteiligt ist, angemessen er­
scheint. Die weiteren ' Bediensteten des 
Fachbereichs wählen ihre, Vertreter 
nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl. 

(5) Die Amtszeit der Vertreter der Do­
zenten, der wissenschaftlichen und der 
weiteren Bediensteten beträgt zwei Jah­
re, die der Studenten mindestens ein 
Jahr. Im übrigen gilt § 14 Abs. 2 und 3 
entsprechend. 

(6) Die Fachbereichskonferenz ist be­
schlußfähig, wenn mindestens die Hälfte 
ihrer Mitglieder anwesend ist. Sie be,.. 
schließt mit der Mehrheit der Anwesen­
den:' soweit das Ges'etz nichts ander~s 
bestimmt. Für Beschlüsse, durch die 
eine ' besondere ' Regelung des Stimm'­
rechts im Sinne VOI) § 8 Abs.4 getroffen 
wird, sind die Bestimmungen von, § 8 
Abs.3 entsprechend anzuwen~en. ,' 

Neue F~ssung: 

überschrift erhält folgende Fassung: 
"Fachbeniichsrat" , 

I '1 I' 

Ab,s.1 Satz 1 erhält folgend~ . Fq.ss~n.gi· ' 

,,(1) Der Fachbereichsrat ist' l!1U:stälndig>in 
allen Angelegenheiten des ,Fachber,eichs, 
für die nicht die Zuständigkeit des 
Fachbereichsvorstandes oder SQnst eine 
andere Zuständigkeit geseJzlich be-
stimmt ist." . -, ., .. 'r 

In Satz 2 werden die Worte "Satz "2 u'n'd 
3" durch die Worte "Satz 6 und 7'" er-
setzt. , " 

Abs. 2 bis.i) erhalten folgende Fassung: 
,;(2) In Fachbereichen mit bis zu 15 Pro­
fessoren-Stellen besteht der Fachbe­
reichsrat ~' aus allen Professoren des 
Fachbereichs, die nicht beurlaubt oder 
abgeordnet sind, aus Vertretern der As­
sistenzprofessoren, der Studenten und 
der wissenschaftlichen Mitarbeiter im 
Verhältnis 5:1:3:1 sowie aus einem Ver­
treter der sonstigen Mitarbeiter. Erge­
ben sich bei der Berechnung Bruchzah­
len, so werden Bruchteile von 0,5 und 
mehr zur nächsten ganzen Zahl aufge­
rundet, im übrigen wird entsprechend 
abgerLlndet. In Fachbereichen mit mehr 
als zehn, jedoch weniger als sechzehn 
Professoren-Stellen kann al1fgrund ei­
nes Beschlusses des Fachbereichsrates 
der Fachbereichsrat gemäß den Vor­
schriften des Abs. 3 gebildet werden. Ein 
solcher Beschluß bedarf der für die Sat­
zungsgebung erforderlichen Mehrheit 
(§ 22 Abs. 1 Satz 2). 
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(3) In Fachbereichen mit mehr als 15 
Professoren-Stellen besteht der Fachbe­
reichsrat aus 
(2) Die Ausschüsse bestehen gemäß nä­
herer Regelung in Satz 5 aus Vertretern 
der Professoren, der AssIstenzprofesso­
ren, der Studenten, der wissenschaftli­
dem Dekan, q,em Prodekan und dem 
Praedekan: 
sieben Vertretern der Professoren, 
zwei Vertretern der Assistenzprofesso­
ren, 
sechs Vert~e,tern der Studenten, 
zwei Vertretern der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter sowie 
einem Vertreter der sonstigen Mitarbei-
ter. . 
Die Satzung d~s ' Fachbereichs kann 
einen zweiten Vertreter der sonstigen 
Mitarbeiter " vorsehen, wenn dies ", nach 
de~.ymfaI)ge'J.in.dem sonstige Mitarbei­
ter in dem Fachbereich an der Durch­
führung von Forschung und Lehre be­
teiligt' sind, angemessen'erscheint . . 
Ist ein · Fachgebt~t 1'm Fachbereichß,rat 
nicht durch einen -Hocflschullehrer ver­
treten, so ist vor "Entscheidungen, die 
dieses Fachgebiet umiitttelbar betreffen, 
mindestens ein: Hocl1schullehrer dieses 
Fachgebietes nach Beratung mit den 'an­
deren Hochschullehrern des Fachgebie­
tes anzuhören. Vor Entscheidungen, die 
,eJne }Viss~nf$chaftli~he oder Technische 
B~tri~b,t>e~nhe,it d~s ,Fachbereichs unmit­
telbar betreffen~ isft denen .. Leiter ZN hö-
ren. 

scheidungen in Lehr- und Studienange­
legenhei ten, Forschungsangelegenheiten 
und Haushaltsangelegenheiten Fachbe­
reichsausschüsse bilden. Er kann sie mit 
der Erarbeitung von Empfehlungen und 
Beschlußvorlagen beauftragen. Der De­
kan ist Vorsitzender der Fachbereichs­
ausschüsse. Er kann sich im Vorsitz ver­
treten lassen. 
chen Mitarbeiter und der sonstigen Mit­
arbeiter des Fachbereichs, die jeweils 
von den Vertretern dieser Gruppen im 
Fachbereichsrat nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl in ,einem einheitli­
chen Verfahren (Gesamtwahl) gewählt 
oder ernannt werden (§ 19 Abs.3). Die 
Mitglieder eines Ausschusses ,müssen, 
mit Ausnahme des Dekans, nicht , Mit­
glieder des Fachbereichsrates sein. Die 
Amtszeit der Vertreter der Professoren, 
der. Assistenzprofessoren, . der · wissen­
schafWchen Mltarbeiter und der sonsti­
gen Mitarbeiter beträgt mindestens zwei 
Jahre, die der Studenten mindestens ein 
Jahr,. Das Näher.e 'regelt , die Wahlord­
nung. Im übrigen gilt § 14 Abs. 2 und 3 
entsprechend. Jedoch kann von den Er­
fnrdetnissen ' der geheimen Wahl und 
der. " Br.iefwahlmöglichkeit abgesehen 
werden: Die Ausschüsse setzen sich wie 
fölgt zusammen: , 

1. Der Ausschuß für Lehr- , und Studien-
, angelegenheiten., besteht ~nebel). d,em 
Dekan aus Vertr,etern d~r Profe~Äo­
ren, der ':~ssist~'nzprofessoren, der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter und 
der Studenten i!ll yerhältnis 2:1:1:3; 

(4) Die einzelnen -Mitgli~der der" Grup- 2. 
pen im Fachbereich wählen ihre Ve:rtre­

der Ausschuß für Forschungsangele­
genMiten besteht neben- dem Dekan 
aus Vertretern der Professoren, der 
Ass.i1?tenzprofespOFen, ~er Studenten 
und der wIssenschaftlichen Mitarbei-

ter nach den 'Gründsä'tzen der Verhält- -
nis.wahl~ Liegt'nur' eiJie Liste 'vor, findet 
Persönlichkeitswahl , statt. Allen Wahl­
bereChtigten 1st auf' A-p.trag durch ~u­
sendung von Brief~a:Wl,lnterlagen , .die 3. 
Möglichkeit der Bri~f~<;ihl. zu geben< Je­

ter im Verhältnis 2:1 :1:,1; ' ' 

der Ausschuß für Haushaltsangele­
genheiten besteht neben , dem Dekan 
aus Vertretern der Professoren, der 
Assistenzprofessoren, der Studenten, 
der wissenschaftlichen Mitarbeiter 
und der sonstigen Mitarbeiter im Ver­
hältnis 2:1:1:1 :1." 

der Wahlberechtigte ist nur , in " einem 
Fachbereich aktiv und passiv wahlbe­
rechtigt. ' Gehören . Studenten mehreren 
Fachbereichen an, erklären si€" bei rder 
Immatrikulation oder bei der Rückmel­
dung, in welchem Fachbereich sie das 
Wahlrecht ausüben wollen. Es wird f'olgender § 25 a eingef~gt: 
(5) Die Amtszeit der Vertreter der Pro­
fessoren, der Assistenzprofessoren, der ,,§. 25.a 

wissenschaftlichen Mitarbeiter und der Gemeinsame Kommission'en und Stu-
sonstigen Mitarbeiter beträgt zwei Jah- qienbereiche 
re, die der Studenten mindestens ein 
J~hr. Scheidet efn Mitglied vorzeitig aus" 
so gilt §,14 Abs.2 und 3 entsprechend; 
Die Voraussetzungen einer Stellvertre­
tung im Fachbereichsrat sina durch die 
Grundordnung zu regeln. Für das Wahl-
verfahren gilt Abs. 4 sin:r:gemäß. , 
(6) Der Facl},bereichsrat ist beschlußfä­
hig, wenn mindestens ,die Hälfte der 
,Mitglieder anwesend ist. Er beschließt 
mit der. Mehrheit der Anwesenden, so­
weit das Gesetz 'nichts anderes be­
stimmt." 

§ 25 

Fachbereichsausschüsse 

(2) Die Ausschiisse bestehen -aus Profes­
soren, Dozenten, Studenten, wissen­
schaftlichen Bediensteten und weiteren 
B'ediensteten 'des Fachbereichs; die je­
weils von den ' Vertretern dieser Grup­
pen in der Fachbereichskonferenz nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl 
gewählt werden. Die Amtszeit der Pro­
fessoren, Dozenten und wissenschaftli­
chen Bediensteten beträgt mindestens 
zwei Jahre, die der Studenten minde­
stens ein Jahr. Im übrigen gilt § 14 
Abs~ 2 _ und_ 3 entsprechend. Die Aus­
schüsse setzen sich wie folgt zusammen: 

1. Ausschuß für Lehr- und Studienan­
gelegenheiten: 
der Dekan, 
ein Professor, 
ein Dozent; 
drei Student~I?-;1 

2. Ausschuß für E.'orschungsangelegen­
heiten: 
der Dekan, 
zwei Professoren, 
ein Dozent, 
ein Student, 
ein wissenschaftlicher Bediensteter; 

3. Aussch,uß für Haushaltsangelegenhei­
ten: 
der Dekan, 
zwei Professoren, 
ein Dozent, 
ein Student, 
ein wissenschaftlicher und ein weite­
rer Bediensteter. 

Neue Fassung: 

Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
,,(1) Der Fachbereichsr.at kann zur Bera­
tung und zur Vorbereitung von Ent-

(1) Füt Aufgaben, die die Belange meh­
rerer Fachbereiche berühren (fachbe­
reichsübergreifende Angelegenheiten) 
sollen die beteiligten Fachbereiche mit 
Zustimmung des Ständigen Ausschusses 
für Organisationsf,ragen, 'Angelegenhei­
ten der Forschung und des wissen­
schaftlichen Nachwuchses Gemeinsame 
Kommissionen bilden. Gemeinsame 
Kommi,ssionen können auch von dem 
Ständigen Ausschuß ,für Organisation.s­
fragen, Angelegenheiten der Forschung 
und des 'wissenschaftlichen Nachwuch­
ses nach Anhörung der , betreffenden 
Fachbereiche gebildet werden. Die Wahl 
der Mitglieder erfolgt in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des § 27 
Abs. 1; die Wahlordnung und die Orund­
ordnung können nähere Bestimmungen 
über Wahlverfahren und Zusammenset­
zung der Kommissionen treffen. Das 
Zahlenverhältnis der Vertreter der ein­
zelnen Gruppen zueinan<;ler soll demje­
nigen im Fachbereichsrat (§ 24 Abs. 2) 
entsprechen. 

(2) Die Gemeinsamen Kommissionen 
haben Entscheidungsbefugnisse, wenn 
sie ihnen von den beteiligten Fachberei­
chen, im Fall der Bildung durch den 
StändigEm Ausschuß für Organisations­
fragen, Angelegenheiten der Forschung 
und des wissenschaftlichen Nachwuch­
ses von diesem übertragen worden sind. 
In diesen Fällen müssen die Gruppen 
der Hochschullehrer zusammen über die 
Mehrheit der Stimmen verfügen. 

(3) Zur Entwicklung und Reform von 
Studiengängen, die Fächer aus mehre­
ren Fachbereichen einbeziehen, sowie 
zur Planung und Sicherstellung eines 
abgestimmten Lehrangebots für derarti­
ge Studiengänge können durch Rechts­
verordnung nach Anhörung de$ Se~ats 
und, des Ständigen Ausschusses für 
Lehr- und Studienangelegenheiten be­
sondere Organisationseinheiten einge­
richtet und ihnen Befugnisse der betei­
ligten Fachbereiche übertragen werden 
(Studien bereiche). " 

§ 40 

Berufung der Professoren 

(3) Freie und freiwerdende Stellen wer­
den vom Präsidenten unter Angabe des 
Aufgabenbereichs, der Qualifikations­
merkmale für die Bewerber und des 

Zeitpunktes der Besetz,ung ausgeschrie­
ben; er leitet die Bewerbungen dem 
Fachbereich zu. Der Fachbereich stellt 
aus dem Kreis der Bewerber die Beru­
fungsliste auf; in begründetem Aus­
nahmefall kann eine Persönlichkeit vor­
ges,chlagen werden, die sich nicht bewor­
ben hat. Der Berufungsvorschlag ist zu 
begründen; er soll drei Namen enthalten. 
Bei dem Beschluß der Fachbereichskon­
ferenz über den Berufungsvorschlag muß 
die Mehrheit der Stimmen der· anwesen­
den Hochschullehrer enthalten. Der Prä­
sident hat das Recht des Sondervotigns. 

Neue Fassung: 

A.bs. 3 Satz 1, erster Halbsatz erhält fol­
gende Fassung: 
"F~eie und freiwerdende ptelteIf werder?­
vo~ Präsidenten unter i\nga,b~ der Art 
und des Umfangs der Z,U , erfijllenden. 
Aufgaben: ' der Qualifikationsmerkmale 
für die Bewerber und des Zeitpunktes 
der Besetzung ausgeschrieben"; 
Satz 1, zweiter Halbsatz bleibt unverän­
dert. 
$atz 2 und 3 bleiben unyer,ändert. 
Satz 4 bis 6 erhalten folgende Fassung: 
"Bei der Berufung können Mitglieder 
der eigenen Hoohs'chule f1nur in zu be­
gründenden . Ausnatifnefäll'en berück­
Sichtigt werdefl .. · Bei'" detf1.·~'Beschluß des 
Fachbereichsrätes "übe'r den 'Bertifungs­
vorschlag muß die ;Mehrheit der ',Stim­
men die Mehrheit der Stimmen der an­
wesenden Hochschullehrer ' , ,enthalten. 
Kommt dabei eine bejahende Entschei­
dung auch nach mindestens f zwei Ab­
stimmungsgängen nicht zustan~,e, so sind 
als Berufungsvorschlag Me{lrheits- und 
Minderheitsvotum'vorzu!f,gen. ", 

I 1'1 

§ 45 ' ,I 'J 

W~ss~I).~cl).aft,Ü~he B~diip~t,e.t; , J 

(1) ' Wissenschaftliche Bedienstete sind 
die Beamten' uhd Arlge'stellten, die wis­
senschaftliche 'Dienstleistungen 'zur Or­
ganisation, zur Vorbereitung und zu:r 
Durchführung von Forschung und Lehre, 
in der Betreuung wissenschaftlicher 
Sammlungen und Geräte und im Be­
trieb wissenschaftlicher Einrichtungen 
wahrnehmen. 

(2) Freie und freiwerdende Stellen sind 
auszuschreiben oder im Bereieh ' der 
Universität öffentlich 'bekanntzumachen. 
Richtlinien für die Eit;lstellungsvoraus­
setzungen werden vom ßtändig~n Aus­
schuß für Organisationsfrage:p, Ange­
legenheiten der Forschung und des wis­
senschaftlichen Nachwuchses festgelegt. 

Neue Fassung: 
Überschrift erhält folgende Fassung 
Wissenschaftliche 'und künstlerische 

" , Mitarbeiter" 

In Abi. 1 Satz 1 werden die Worte "Wis­
senschaftliche Bedienstete" dur~h die 
Worte "Wissenscpaftliche Mitarbeiter" 
ersetzt. 
Als Satz 2 und 3 werdenangefügt: 
I~ Rahmen der bestehenden Möglich­

keiten kann den wissenschaftlichen Mit­
arbeitern Gelegenheit zu selbstbestimm­
ter Forschung, insbesondere zur Arbeit 
an einer Dissertation, gegeben werden. 
Ihre Verpflichtung zur Erbringung der 
vollen vertraglich. oder in anderer Wei­
se fe~tgelegten Dienstleistung bleibt 
hiervon unberührt." 
Abs. 2 Satz 1 bleibt unverändert. 
Satz 2 erhält folgende Fassung: 
"Einstellungsvor,aussetzun,g für wissen­
schaftliche Mitarbeiter ist .in der Regel 
ein abgeschlossenes Studium an einer 
wissenschaftlichen Hochschule." 
Satz 2 (alt) wird als Satz 3 mit der Maß­
gabe angefügt, daß vor das Wort. "Ric~t­
linien" das Wort "Nähere" emgefugt 
wird. 
Als Abs. 3 und 4 werden angefügt: 

(3) Zur selbständigen Abhaltung von 
Vorlesungen, übungen und ähnlichen 
Lehrveranstal tungen sind wissenschaft­
liche Mitarbeiter nur verpflichtet, wenn 
sie einen Lehrauftrag übernehmen (§ 45 
b). Die durch den Lehrauftrag entste­
hende Belastung darf im Verhältnis zU 
den Dienstaufgaben nach Abs. 1 nich~ 
erheblich sein. Die Einstellung als wi-s­
senschaftlicher Mitarbeiter darf nicht 
an die übernahme eines Lehrauftrags 
gebunden sein. 
(4) Die Abs. l' und 2 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 3 gelten für künstlerische Mitarbei­
ter entsprechend. Künstlerische Mit~r­
beiter gehören mitgliedschaftsrechtlIch 
zur Gruppe der wissenschaftlichen Mit­
arbeiter." 
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Wahlbekanntmachung 
Wahlbrief bis spätestens am 
15. Februar 1974 um 17 Uhr 
eingegangen ist, er muß dem­
entsprechend rechtzeitig bei 
der Post eingeliefert werden 
(Einwurf in den Briefkasten). 
Der Wa:hlbrief kann auch wäh­
rend -der Dienststunden beim 
Wahlamt, Dantestraße 9, abge­
geben werden. 

schen Hochschulgesetzes vom 
12. Mai 1970 ist für die Mitwir­
kung einer Gruppe in der 
Selbstverwaltung einer Hoch­
schule und die Zuteilung von 
Sitzen an die einzelne Gruppe 

Für die Wiederholungswahlen 
· der Studentenvertreter zu den 
' Fachbereichskonferenzen Ge-

mestet 1973 hier ordnungsge­
mäß immatrikuliert w aren. 

4. Vorschlagslisten 
sellschaftswissenschaften und Die Wahlherechtigten werden 

aufgefordert, bis zum 18. Janu­
ar 1974, 17 Uhr, Vorschlagsli-

Ein Bewerber darf nur a'uf ei­
ner Vorschlagsliste genannt 
werden. Mit jedem Wahlvor­
schlag soll ein Vertrauens­
mann unter Angabe seiner An­
schrift und möglichst auch sei­
nes Fernsprechanschlusses be­
nannt werden. Falls keine be­
sondere Benennung erfolgt, 
gilt der auf dem ersten Platz 
der Vorschlagsliste genannte 
Bewerber als Vertrauensmann. 
Der Vertrauensmann ist zur 
Abgabe und zum Empfang von 
Erklärungen gegenüber dem 
Zentralen Wahlvorstand und 
dem Wahlleiter bevollmäch­
tigt. Die Wahlorgane können 
jedoch in allen Fällen auch un­
mittelbare Erklärungen von 
den Bewerbern entgegenneh­
men und ihnen gegenüber ab­
geben. 

6. Stimmenauszählung 

-erforderlich, daß 10 v. H. ihrer 
wahlberechtigten Angehörigen 
an der Wahl ihrer Vertreter 
teilgenommen haben. Voraus­
setzung für die Zuteilung aller 
Sitze an die einzelne Gruppe 
ist eine Wahlbeteiligung von 
mindestens 50 v. H. Beträgt die 
Wahlbeteiligung 30 v. H. bis 
weniger als 50 v. H., so verrin­
gert sich die Zahl der Sitze um 
25 v. H.; beträgt die Wahlbetei­
ligung 10 v. H. bis weniger als 
30 v. H., so verringert sich die 
Zahl der Sitze um 50 v. H. 

· Erziehungswissenschaften. 
! 

, 1. Wahlberechtigte 
i Wahlberechtigt (aktiv) sind die 
; Studenten, die im Winterseme­
· ster 1973/74 hier immatriku­
: liert sind und den genannten 
I Fachbereichen angehören. . 

. sten -beim Zentralen Wahlvor­
stand (Wahl amt, Dantestraße 
9) einzureichen. 

Bei der Auszählung der Stim­
men sind Stimmzettel ungültig 
1. die nicht im amtlichen Wahl­
umschlag abgegeben sind, 

Formblätter sind beim Wahl­
amt ,erhältlich;. sie können 
auch fernmündlich beim Wahl­
amt (Nebenstelle 3610-3612) 
angefordert werden. 

2. die nicht als amtlich er­
kennbar sind, 
3. aus denen sich der Wille des 
Wählers nicht zweifelsfrei er­
gibt, 

: 2. Wählerverzeichnis 
Die Ausübung des Wahlrechts 

; setzt die Eintragung in das 
Wählerverzeichnis voraus. Alle 

'wahlberechtigten Studenten 
I erhalten eine Wahlbenachrich­
,tigung. Das Wählerverzeichnis 
wird vom 14. bis 18. Januar 

. 1974 jeweils von 9 bis 17 Uhr 
beim Wahlamt, Dantestl'aße 9, 
zur Einsichtnahme ausgelegt. 

Jede VorschlagsIiste kann be­
liebig viele Bewerber enthal­
ten; die Zahl der Bewerber auf 
einer Vorschlagsliste soll min­
destens doppelt so groß sein 
wie die Zahl der von der Grup­
pe zu besetzenden Sitze. Die 
Reihenfolge der Bewerber muß 
aus der Vorschlagsliste er­
sichtlich sein. 

Grundsätzlich müssen minde­
stens 2 Vorschlagslisten vorge­
legt werden. Liegt für die Wahl 
nur eine Liste vor, so wird 
nach den Regeln für die Per­
sönlichkeitswahl gewählt. 

4. die einen Zusatz oder einen 
Vorbehalt enthalten. 
Leere Wahlumschläge gelten 
als ungültige Stimm abgabe, 
leere Wahlbriefe sowie Wahl­
briefe, bei denen der Wahl­
&chein mit der Erklärung oder 
der Wahlumschlag fehlen, gel­
ten nicht als Stimmabgabe . 
7. Wahlprüfung 

9. Sitzungen des Zentralen 
Wahlvorstandes 
Die Sitzungen des Zentralen 
Wahlvorstandes sind öffent­
lich. Die Sitzungstermine sowie 
die sonstigen Verlautbarungen 
werden an folgenden Stellen 
bekanntgemacht : 
Hauptgebäude 

Am 18. Januar 1974, um 17 Uhr, 
wird das Wählerverzeichnis 
geschlossen. 

· Gegen die Nichteintragung 
oder eine fehlerhafte Eintra­
gung kann von jedem Wahlbe­
rechtigten während der Offen-

' legung des Wählerverzeichnis-
· ses schriftlich Widerspruch 
beim Zentralen Wahlvorstand 
(Wahlamt) eingelegt werden. 

3. Wählbarkeit 

In einer Vorschlagsliste kön­
nen jeweils nur Bewerber aus 
der Gruppe Studenten benannt 
werden. ' Die Vorschlagsliste 
muß die Namen der Bewerber, 
ihr Geburtsdatum, die Matri­
kel.-Nr., die Privatanschrift 
(Semesteranschrift) und den 
Fachbereich enthalten, in dem 
sie studieren. 
Mit der Vorschlagsliste ist die 
schriftliche Ein verständniser­
klärung der in ihr genannten 
Bewerber zur Kandidatur auf 
diesem Wahlvorschlag vorzu­
legen. 

5. Wahlhandlung 
Die Wahl wird ausschließlich 
als Briefwahl durchgeführt. 
Die Wahlunterlagen werden 
spätestens am 1. Februar 1974 
versandt. 
Jeder Brief enthält außer den 
üblichen Unterlagen eine aus­
führliche . Anleitung zur 
Durchführung der Briefwahl. 
Die Stimm abgabe gilt als 
rechtzeitig erfolgt, wenn der 

Wird vom Wahlleiter oder ei­
nem Wahlberechtigten geltepd 
gemacht, daß bei der Wahl ge­
gen zwingende Vorachriften 
des Gesetzes oder dieser Wahl­
ordnung ver,stoßen sei, tritt 
der zuständige Wahlvorstand in 
ein Wahlprüfungsverfahren 
ein. Der Antrag dazu kann nur 
innerhalb von 10 Arbeitstagen 
nach der Bekanntmachung des 
Wahlergebnisses nach der 
Stimmenauszählung gestellt 
werden. 

Tafel gegenüber Zimmer 45 des 
~e}retariats (Erdgeschoß), 
Kanzleramt 
Diele, Erdgeschoß, 
Wahl amt 
Flur, Erdgeschoß 

10. Geschäftsstelle des Zentra­
len Wahlvorstandes 
ist das Wahlamt, Pan te straße 
9, Erdgeschoß 
Fernsprecher: 36 10-36 12 
Sprechstunden: montag.s bis 
freitags von 9 bis 12 Uhr 

Wählbar sind nur die Studen­
ten, die bereits im Sommerse-

Im Didaktischen Zentrum der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität ist die Stelle eines 

AKADEMISCHEN RATES (A 13/14) 
:'sofort zu besetzen. 
· Voraussetzungen: abgeschlossenes Hochschulstudium, 
Promotion, praktische Erfahrung und Interesse an der 

~ wissenschaftlichen Arbeit in dem Gebiet Unterrichts­
· und Berufsfeldforschung, wissenschaftliche Begleitung 
~von Schulversuchen, Integration praxisbezogener Stu­
I dien in die Ausbildungsgänge (einschließlich Sekundar-
stufe II) als Bereich angewandter Hochschuldidaktik. 
Bewerbungen werden bis zum 28. 2. 1974 erbeten an 
den geschäftsführenden Direktor des Didaktischen 
Zentrums der Johann Wolfgang Goethe-Universität, 
6 Frankfurt/Main, Sophienstraße 1-3. 

Im Fachbereich 6 Religionswissenschaften ist in der 
Betriebseinheit Evangelische Theologie die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN _ 
(A 13) 

zu besetzen. Die Stelle ist dem Arbeitsgebiet der Neue­
ren Theologiegeschichte und Systematischen Theologie 
zugeordnet. Erwartet wird nepen der Beteiligung an 
der wissenschaftlichen Betreuung der Fachbereichs­
zentralbibliothek die Mitarbeit an Forschungsprojek­
ten der Sozialethik. 
Bewerber mit entsprechender Vorbildung und Interes­
sen (mit StudienabsChluß) werden gebeten, ihre Bewer­
bung mit Lebenslauf · und Übersicht über ihren Stu­
diengang und ihre bisherige berufliche Tätigkeit bis 
1. 3. 1974 zu richten an den Geschäftsführenden Direk­
tor der Betriebseinheit Evangelische Theologie, Fach­
bereich 6 ReligionswissenSchaften, J ohann Wolfgang 
Goethe-Universität, 6 Frankfurt/M., Senckenbergan­
lage 13-17. 

Am Pharmazeutischen Institut ist ab sofort die Stelle 
eines 

CHEMOTECHNIKERS (BAT Vb) 
zu besetzen. Der Bewerber sollte gute Kenntnisse in 
präparativer organischer Chemie sowie in moderner 
instrumenteller Analytik haben. Mehrjährige Berufs­
praxis ist unerläßlich. Gefordert wird ferner Interesse 
für biopharmazeutische Problemstellungen einschließ­
lich Tierversuchen. 
Bewerbungen sind mit den erforderlichen Unterlagen 
(Lebenslauf, Zeugnisse) bis zum 10. Februar 1974 im 
Sekretariat des Pharmazeutischen Instituts einzurei­
chen. 

Am Seminar für Handelsbetriebslehre ist die Stelle 
eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT II) ab sofort zu besetzen. 
Gewünschte Qualifikation: Der Bewerber sollte den 
gesamten Arbeitsbereich der Lehre und Forschung am 
Seminar für Handelsbetriebslehre mit seinen Grund­
kenntnissen abdecken, besondere Kenntnisse im Be­
reich der Handelsbetriebslehre und Absatztheorie sind 
erwünscht, aber nicht Bedingung. 
Bewerbungen sind zu richten an das Seminar für Han­
deisbetriebslehre, 6 Frankfurt/M., Mertonstraße 17, bis 
zum 25. Januar 1974. 

8. Quorum 
Nach § 21 Abs.2 des Hessi-

Hier liegt auch -die Wahlord­
nung aus. _ Der Wahlleiter 

Die Johann Wolfgang Goethe-Universität, Frankfurt 
a. M., und die Fachhochschule Frankfurt a. M. suchen 
für gemeinsam zu betreibende Planungsprozesse zum 
frühest möglichen Zeitpunkt mehrere 

WISSENSCHAFTLICHE ANGESTELLTE 
(Planer) der Verg.-Gr. II a bzw. I b BAT. 

a) Entwicklung eines dreijährigen wirtschaftswissen­
schaftlichen Studienganges, der gemeinsam von Uni­
versität und Fachhochschule getragen wird. Als Be­
werber kommen Absolventen wirtschaftswis,senschaft­
licher Studiengänge mit hochschulreformerischen In­
teressen und - womöglich - Erfahrungen in Betracht. 
Von den Bewerbern wird erwartet, daß sie unter Be­
rücksichtigung von Anforderungen beruflicher Praxis 
und neueren Entwicklungen auf den Gebie~en der 
Wirtschaftswissenschaften und der Hochschuldidaktik 
Vorschläge erarbeiten und Entscheidungshilfe leisten. 
Die Tätigkeit reicht von der Lernzielformulierung bis 
zum Entwurf von Studienplänen, von Evaluations­
verfahren und von Plänen für die Realisationsphase. 
b) Planungsaufgaben im Zusammenhang mit der Ent­
wicklung des neuen Hochschulstandortes "Nieder­
urseier Hang". 

Als Bewerber kommen Absolventen beliebiger Stu­
diengänge mit Kenntnissen: quantitativer Methoden 
aus Studium und/oder Berufspraxis in Betracht. Die 
Aufgabe besteht in der Erarbeitung von Entscheidungs­
grundlagen für die Entwicklung eines Hochschul­
standortes mit rasch wachsenden Studentenzahlen 
(1937: 500, 1977: 2750, 1980: 6000J 1985: 9000). Dabei 
geht es darum, welche und wie geartete Studiengänge 
mit welchen rechtlichen Grundlagen und welchem 
Raum:" und Personalbedarf dort anzusiedeln sind. 

Die zu a) und b) für jeweils mindestens eine Stelle sehr 
erwünschte Einstellung von Absolventen von Fach­
hochschulstudiengängenerfolgt nach BAT IVa/h mit 
-Aufstiegsmöglichkei ten. 

Bewerbungen werden mit den üblichen Unterlagen 
bis 15. 2. 1974 an den Präsidenten der Johann Wolf­
gang Goethe-Universität, 6 Frankfurt ? M., Sencken­
berganlage 31, oder den Rektor der Fachhochschule, 
6 Frankfurt am Main, Nibelungenplatz 1, erbeten. 

In der Arbeitsstelle 8 (Fernstudium und Weiterbildung) 
des Didaktischen Zentrums der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt am Main ist die Stelle 
eines 

AKADEMISCHEN RATES (A 13/14) 
sofort zu besetzen. 
Voraussetzungen: abgeschlossenes Hochs~ulstudium, 
Promotion, praktische Erfahrung und Interesse an 
wissenschaftlicher Arbeit in einem der beiden Auf­
gabengebiete "Fernstudium im Medienverbund" und 
"Weiterbildung" sowie bildungspolitisches Engagement 
und die Bereitschaft zur Mitarbeit an den Aufgaben 
der Studienreform. 
Wünschenswert wären Kenntnisse in EDV und Stati­
stik sowie in Test- und Evaluationsverfahren. 

Bewerbungen werden bis zum 28. Februar 1974 erbeten 
an den geschäftsführenden Direktor des Didaktischen 
Zentrums der Johann Wolfgang. Goethe-Universität, 
6 Frankfurt am Main, Sophienstraße 1-3. 

Im Fachbereich 6 - Religionswissenschaften der Jo­
hann Wolfgang Goethe-Universität wird zum 1. 8.1974 
ein Lehrer für die Tätigkeit eines 

PÄDAGOGISCHEN MITARBEITERS 
in der Betriebseinheit Evangelische Theologie benötigt. 
Die Abordnung erfolgt zunächst für die Dauer eines 
Jahres (Probejahr). Nach Ablauf des Probejahres kann 
die Abordnung für drei bis längstens fünf Jahre ver­
längert werden. 
Bewerber, die nach Ablegung der zweiten Staatsprü­
fung an Grund-, Haupt- und Realschulen mindestens 
drei Jahre Schuldienst und die Lehrbefähigung für das 
Fach Evangelische Religion nachweisen,können, rich­
ten ihre Bewerbung unter Beifügung von Zeugnissen 
und eines Lebenslaufes bis zum 1. 3.1974 an den Herrn 
Präsidenten der Johann Wolfgang Goethe-Universität, 
6 Frankfurt/M., Senckenberganlage 31. 

An der Professur für Bürgerliches Recht, Handels- und 
Wirtschaftsrecht, Internationales Privatrecht und 
Rechtsvergleichung: der Johann Wolfgang Goethe-Uni­
versität ist ab 1. 3. 1974 die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
gemäß § 45 HUG (Besoldung_ nach BAT II a) zu beset­
zen. Dem Stelleninhaber sollen wissenschaftliche Ar­
beiten zur Organisation, zur Vorbereitung und Durch­
führung von Forschung und Lehre insbesondere im Be­
reich des Bürgerlichen Rechts und des Internationalen 
Wirtschafts- und Handelsrechts übertragen werden. 
Besondere Kenntnisse auf diesen Gebieten, nach Mög­
lichkeit auch in Fremdsprachen, sind erwünscht. Vor­
aussetzung :.Hochschulabschluß. 
Bewerbungen werden mit den üblichen Unterlagen bis 
zum 8. Februar 1974 an Professor Dr. Ulrich Loewen­
heim, Universität Frankfurt, Fachbereich Rechtswis­
senschaft, 6 Frankfurt a. M., Senckenberganlage 31, 
erbeten: -

Das Seminar für-Verkehrsbetriebslehre sucht 
STUDENT ODER STUDENTIN 

mit dänischen und/oder schwedischen Spra'chkennt­
nissen. 
Bewerber werden gebeten, sich zu melden bei: Seminar 
für Verkehrsbetriebslehre, 6 Frankfurt/M., Merton­
straße 17, Zimmer 244; (Tel.: 798 -.22 62). 

Im luftchemischen Labor des Instifutes für Meteorolo­
gie und Geophysik ist die Stelle eines/einer 

CHEMOTECHNIKER(IN) 
ab 1. 1. 1974 zu besetzen. _ 
Der Aufgabenbereich umfaßt die Analyse von Gasen 
und Stäuben im Rahmen des Sonderforschungsbereichs 
"Atmosphärische Spurenstoffe" . 
Die Vergütung erfolgt nach BAT Vc/Vb. 
Bewerbungen erbeten an Prof. Dr. H. W. Georgii, 
6 Frankfurt/M., Feldbergstraße 47, Tel. 2375. 

Der "diskus"-Verlag sucht neuen 
VERLAGSLEITER 

Anfang: 1. Februar 1974. Besondere Kenntnisse: Be­
triebswirtschaft und Verlagswesen. 
Bewerbungen an "diskus"-Verlag, 6 Frankfurt/Main, 
JügeIstraße 1, Tel. 7983188. 
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Eine Million Mark 
für das SPES-Projekt 
Im juli 1971 legte eine Gruppe 
von Forschern einen Projekt­
entwurf für ein Sozialpoliti­
sches Entscheidungs- und In­
dikatorensystem für die Bun­
desrepublik Deutschland vor. 
Die Gruppe war interdiszipli­
när zusammengesetzt. An ihr 
waren in erster Linie Soziolo­
gen und Wirtschaftswissen­
schaftler beteiligt. Sie hatten 
sich in der Sozialpolitischen 
·Forschergruppe zusammenge­
schlossen. 
Aufgrund dieses Projektent­
wurfes beschloß die DFG eine 
Förderung des Proj ektes für 
zwei Jahre in Höhe von 383 900 
DM im ersten und 418800 DM 
im zweiten' Jahr. Die Forscher­
gruppe hat nun im Oktober ei­
nen Antrag auf Bewilligung 
von Mitteln für die zweite 
Ausbaustufe gestellt, der von 
der DFG positiv beschieden 
wurde. Für das dritte For­
schungsjahr wurde rund eine 
Million zur Fortsetzurig der 
Arbeiten zur Verfügung ge­
stellt. Diese Sachbeihilfe, die 
im wesentlichen zur Bezahlung 
von Forschungsmitarbeitern 
bestimmt ist, wurde den Pro­
fessoren Dr. Heim: ' Grohrrrann 
(Seminar für Statistik), Dr. 
Hans-Dieter Heike (Abteilung 
Mathematik für Wirtschafts­
wissenschaftler), ~ Dr. Hans':'­
Jürgen Krupp (Seminar für 
Sozialpolitik), Dr. Helmut 
Meinhold (Seminar für Wirt­
schafts- und Sozialpolitik), a1le' 
Universität Frahkfurt am 
Main, sowie Professor Dr. 
Wolfgang Zapf (Universität 
Mannheim), bewilligt. 

Die Sozialpolitische Forscher­
gruppe, der insgesamt 23 Wis­
senschaftler verschiedener 
Fachrichtungen an den Uni­
versitäten Frankfurt am Main 
und Mann,heim angehören, hat 
inzwischen im Rahmen des 
Forschungsprojektes "Sozial­
politisches Entscheidungs- und 
Indikatorensystem für die 
Bundesrepublik Deutschland" 
(SPES) erste Ergebnisse ihrer 
Arbeiten vorgelegt. 

Diese Arbeiten orientieren sich 
an dem Ziel, einen Beitrag zur 
wissenschaftlichen Fundierung 
gesellschaftspolitischen Han­
delns zu leisten. Darunter wird 
von der Forschergruppe ver­
standen: (1) die Analyse und 
Artikulation der Zielsetzungen 
einer "aktiven Gesellschafts­
politik" ; (2) die Analyse der 
Wirkungen, Nebenfolgen und 
Interdependenzen alternativer 
gesellschaftspolitischer Maß­
nahmen; (3) die Entwicklung 
von Techniken für kurzfristig 
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abrufbare Simulationen und 
Alternativrechnungen gesell­
schaftspolitischer Maßnahmen 
(Entscheidungssystem) in Be­
zug auf operationalisierte Ziele 
(Indika torensystem). 

Konkreter heißt dies: Gliede­
rung der Bevölkerung, Wachs­
tum und Verteilung sollen de­
tailliert analysiert und progno­
stiziert werden, desgleichen 
Veränderungen im Schich­
tungsgefüge durch Berufs- und 
Bildungsrnobilität. Die Dyna­
m},k der Einkommens- und 
Verbrauchsstrukturen, die 
Versorgung einzelner Gruppen 
und Regionen mit privaten und 
öffentlichen Gütern sollen in 
ihren Zusammenhängen aufge­
zeigt w.erden. 

Während des ersten For­
schungsiahres wurden die wis­
senschaftlichen Arbeiten in 
den drei Arbeitsgruppen Ge­
samtkonzeption, Soziale Tatbe­
stände, Bevölkerung und Ein­
kommen - geleistet. Die Ar­
beitsgruppe "Soziale Tatbe­
stände" konzentrierte sich auf 
die Rezeption internationaler 
Entwicklungen auf dem Gebiet 
der Sozialberichterstattung so­
wie auf die Erstellung eines 
"Soziologischen Almanachs für 
die Bundesrepublik Deutsch­
land". In diesem Handbuch 
wird der Versuch. unternom­
men, durch die Einbeziehung 
sowohl objektiver als auch 
subjektiver Daten für die Bun­
desrepublik Deutschland ge­
sellschaftliche Trends zu cha­
rakterisieren, wie dies für an­
dere Länder auch vollzogen 
wird. Im Hinblick auf die Indi­
katorenforschung wird der 
Almanach als Vorarbeit für ein 
System sozialer Itldikatoren 
aufgefaßt; er liefert im Hin­
blick auf das modulare Simu­
lationssystem Informationen 
zur Konstruktion geplanter 
Module sowie zur Zieldiskus­
sion. 

Für das Entscheidungssystem 
war ~in Sch werpun~t im Be­
reich der Datenverarbeitung 
die ·Entwicklung d~r Grund­
stufe eines leistungs~ähigen Si­
mulationssystems. Die Arbei­
ten wurden in drei Bereichen 
gleichzeitig durchgeführt: Die 
Grundstruktur des Simulati­
onssystem's "MOVE" wurde er­
stellt, eine Datenbarnk in An­
griff genommen und ein Lö­
sungsalgorithmus für beliebige 
makro ökonomische Modelle 
implementiert. Dieser Algo­
-rithmus erlaubt es, mit gerin­
gem Aufwand verschiedene 
ökonometrische Modelle, auch. 
vergleichend, zu simulieren. 
Diese Modelle sollen die volks­
wirtschaftlichen Kreislaufzu-

, sammenhänge im I Entschei­
dungssystem berücksichtigen 
und werden dazu über ein Ver­
knüpfungsmodul mit den grup­
pen- oder mikroökonomisch 
orientierten Modulen verbun­
den. 

Der Kern des Entscheidungs­
systems geht aus von einem 
mikroökonomisch orientierten 
Bevölkerungsmodell, in dem 
die Anzahl der erfaßten sozial­
politisch relevanten Bevölke­
rungsvariablen ständig erwei­
tert wird. Ein Nachteil der von 
der amtlichen Statistik veröf­
fentlich ten Bevölkerungspro­
gnosen liegt vor allem darin, 
daß sie die Gliederung der Per­
sonen in Familien und Haus­
halte unberücksichtigt lassen 
und die Bevölkerungsentwick­
lung im wesentlichen auf der 
Basis von Geburts- und Ster­
betafeIn vorausschätzen. Für 
den Sozialpolitiker sind aber 
gerade die Interaktionen von 
Personen in sozio-ökonomi­
sehen Elementareinheiten von 

besonderem Interesse, denn 
eine Vielzahl sozialpolitischer 
Maßnahmen ist letztlich auf 
die Existenzsicherung der Fa­
.milie ausgerichtet. Dieses Be­
völkerungsmodell wird im 
weiteren Verlauf der Arbeiten 
verbunden werden mit einem 
Arbeitsmarkt-, einem Einkom­
mens-, einem Einkommensver­
teilungs- und Einkommens­
yerwendungsmodul sowie mit 
Modellen, die Aspekte aus dem 
Bereich der Bildung, des Ver­
kehrs, der Wohnung und der 
Gesundheit ' berücksichtigen 
sollen. 
Ein wesentliches Ziel der For­
schungsarbeiten besteht auch 
darin, auf dem jeweiligen Ent­
wicklungsstand der vorhande­
nen Module Ergebnisse zu ak­
tuellen wirtschafts- und so­
zialpolitischen Fragestellungen 
vorzulegen. So werden bei­
spielsweise vom Bundesar­
beitsministerium laufend Be­
rechnungen über Einnahmen 
und Ausgaben der Rentenver­
sicherungsträger vorgenom­
men. Diese Berechnungen 
wurden überprüft und auf ihre 
Brauchbarkeit hinsichtlich der 
spezifizierten Ziele kritisch 
durchleuchtet. Des weiteren 
wurde untersucht, welche Ver­
teilungs wirkungen sich erge~ 
ben würden, wenn das soziale 
Alterssicherungssystem in der 
Bundesrepublik nicht mehr 
über Beiträge, sondern über 
direkte oder indirekte Steuern 
finanziert würde. Schließlich 
wurden auch die verteilungs­
politischen Auswirkungen der 
in der Bundesrepublik seit ge­
raumer Zeit diskutierten Vor­
schläge zur "großen Steuerre­
form " untersu~ht, insbesonde­
re solche zur Reform der Ein­
kommensteuer, wie sie von der 
Bundesregierung, von politi­
schen Parteien, vom DGB so­
wie der Steuerreformkommis­
sion vorgelegt worden sind. 

frankfurter studentenkino 
jügelstraße 1, studentenhaus festsaal im ersten stock 
beginn: 13.45 uhr, 16.15 uhr, 20.15 uhr 

studenten, schüler, lehrlinge 2,50 dm 
andere gäste 3,00 dm 

Donnerstag, 17. Januar 1974 

Achtung: Geänderte Zeiten 
(Nur 13.45 Uhr / 20.15 Uhr) 

Der Pate I The godfather 
von Francis F. Coppola. Die große Mafia-Story um Don Vito Cor­
leone, der nicht in den -Rauschgifthandel einsteigen-will und des­
wegen aus dem Weg geräumt werden soll. Marlon-Brando in seinem 
Comeback. 

Dienstag, 22. Januar 1974 

Mercenario der Gefürchtete 
\/on Sergio Corbucci. Der Italo-Western der den Show-down per­
manent verändert. 

Mittwoch, 23. Januar 1974, Erstaufführung 

Pictures at an exhibition 
Emerson, Lake & Palmer und die besondere Pop-Version von "J;JiI~ 
der einer Ausstellung". . 

Donnerstag, 24. Januar 1974 

Alles auf eine Kar.te I Underworld 
USA, von Samuel Fuller. Berühmter Gangsterfilm des Kult-Regis­
s~urs Ful1er, dessen Filmstilvon Godard gerühmt wurde. Letzte 
Kopie, die in Deutschland noch vorhanden ist. 

Dienstag, 29. Januar 1974, NS-Filmserie Teil 1 

Fest der Völker 
Olympia~Film 1936 von Leni Riefenstahl. Der weltberühmte Sport­
Film, Teil'. 

Mittwoch, 30. Januar 1974, NS-Filmserie Teil 2 

Fest der Schönheit 
Olympia-Film 1936, 2. Teil von Leni Riefenstahl. 

Donnerstag, 31. Januar 1974, NS-Filmserie Teil 3' 

Kolberg 
(Achtung, nur 13.45 Uhr / 20.15 Uhr) 
Der 30. Januar 1945. Veit Harlans Film in einer kommentierten Fas­
sung. Das Durchhalte-Opus des Regisseurs von "Jud Süß". 

. , -

Längere Studienzeiten 
6,3 Jahre hatten Studenten, die 
1972. ihr Universitätsstudium 
beendeten, an den Hochschulen 
studiert. Das geht aus einer er­
sten vorläufigen Auswertung 
der amtlichen Statistik durch 
das Bundeswissenschaftsmini­
sterium hervor. Diese "Ver­
weilzeit" ist innerhalb von 
zwei Jahren um über 10 v. H. 
gestiegen: 1970 betrug sie an 
den wissenschaftlichen . Hoch­
schulen noch 5,7 Jahre. 
Auch die Verweilzeiten an den 
anderen Hochschulen sind in 
den letzten Jahren - wenn auch 
weniger stark - gestiegen. Stu­
denten, die 1972 Pädagogische 

Hochschulen, Kunst-, Musik­
und . Sporthochschulen verlie­
ßen, hatten 4,3 Jahre an den 
Ho'chschulen verbracht. Ab­
gänger von Fachhochschulen 
hatten im Durchschnitt eine 
Studienzeit von 3,2 Jahren hin­
ter sich. 
Schwerpunkte nach Fächern 
sind bei der Verlängerung der 
Verweilzeiten kaum zu erken­
nen. 
Weniger als im Durchschnitt 
aller Fächer sind die Verweil­
zeiten an den wissenschaft­
lichen Hochschulen in den 
Rechtswissenschaften und den 
medizinischen Fächern ge-

Verweildauer an wissenschaftlichen Hochschulen (in Jahren) 
1970 1971 1972 

Theologie 5,2 5,2 5,2 
Sprach- und Kulturwissenschaften 5,3 5,9 6,2 
Mathematik 
und Naturwissenschaften 5,1 5,6 6,1 
Rechtswissenschaften 5,4 5,6 5,8 
Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften 5,5 6,1 6,5 
Allgemeine Medizin 6,3 6,5 6,7 
Zahnmedizin 5,6 5,7 5,8 
Agrarwissenschaften 
und Tiermedizin 4,5 4,9 5,0 
Ingenieurwissenschaften 5,8 5,9 6,5 

Universitäten 5,7 5,9 6,3 
Pädagogische Hochschulen 4,1 4,2 4,3 
Kunst-, Musik-
und Sporthochschulen 4,1 4,2 4,3 
Fachhochschulen 3,1 3,1 3,2 

wachsen. Das Wachstum in den 
Ingenieurwissenschaften liegt 
in der Nähe des Durchschnitts­
wertes. überdurchschnittlich 
stark gestiegen sind .die Ver­
weilzeiten der Studenten, die 

. ihr Studium in den Fächer­
gruppen Mathematik und Na­
turwissenschaften, Wirtschafts­
und Sozialwissenschaften sowie 
Sprach- und Kulturwissen­
schaften beendeten. 

Unter der mittleren Verweil­
zeit wird die Zeit verstanden, 
die ein Student, der die Hoch­
schule verläßt, insgesamt an 
den Hochschulen verbracht hat. 
Ein Fachwechsel oder ein über­
gang von der Fachhochschule 
zur "wissenschaftlichen Hoch­
schule" verlängert also die 
durchschnittliche Verweilzeit. 
Ein Studienabbruch nach eini ... 
gen Semestern ohne Abschluß 
dagegen verkürzt die durch­
schnittliche Verweilzeit. Die 
Verweilzeit ist insofern nicht in 
allen Fällen gleich der Studien­
dauer in einem bestimmten 
Fach. 

Die in den Tabellen angegebe­
nen Verweilzeiten sind im Bun­
desministerium für Bildung 
und Wissenschaft an Hand der 
vorliegenden Grunddaten der 
amtlichen Statistik (Hochschul­
statistik bis einschließlich Win­
tersemester 1971/72 für 1970 
und 1971 errechnet und für das 
Jahr 1972 auf Grund der er­
kennbaren Tendenzen fortge­
schrieben worden). 
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Universal-Universität 
Eine unaktuelle Mitteilung aus dem Jahre 1667 für unsere geneigten Leser 
Erlesenste Geister des Auslands für die vornehme Jugend des Inlands 

- gegen deren traurige Ver­
wilderung eben damals der 
Kampf aufgenommen war -
müsse ein Abschluß tüchtiger 
Bildung' sich da erreichen las­
sen, wo mit den Vorträgen zu­
gleich der lebendige Verkehr, 
das Gespräch mit berufenen 
Führern in der Erkenntnis, die 
umgebende Atmosphäre allsei­
tiger wissenschaftlicher Anre­
gu:ng und Betriebsamkeit den 
Studierenden zugut komme . ..• 
Das Projekt der Universal­
Universität ist nicht zur Aus­
führung gelangt. Äußerlich 

scheiterte es zunächst an der 
Begen,rlichkeit Skyttes, der 
alsbald mit der Fundation 
seine Ernennung zum Direktor 
und andere Vergünstigungen 
verknüpft. wissen wollte. Bonin 
stellte dem nicht nur die Sach­
gründe gegenüber, welche für 
diese Stelle einen dem Kur­
fürsten verpflichteten Inländer 
forderten, sondern auch die Er­
wägung, daß vor weiteren 
Schritten die Ankunft der in 
Sicht gestellten ansehnlichen 
Ausländer abzuwarten sein 
werde. Und diese kamen fürs 
erste nicht. Politische Beden­
ken traten hinzu. Im April 1668 
berichtete von Brandt, der 
brandenburgische Geschäfts­
träger in London, die dortige 
Königliche Gesellschaft der 
Wissenschaften habe unter 
warmer Anerkennung der in 
dem Patent dargelegten Ge-

UNI-REPORT 

danken und Absichten durch 
eine Deputation bei ihm anfra­
gen lassen, ob das Unterneh­
men demnächst ins Leben tre­
ten werde; eine starke Beteili­
gung aus England stehe zu er­
warten. Er unterläßt aber nicht 
anzudeuten, daß die Geneigt­
heit, der Einladung zu folgen, 
vornehmlich bei den aufgereg­
ten Nonkonformen vorhanden 
und nicht ohne politische Ge­
fahr sei. Die Antwort aus Ber­
lin zeigt, daß das Projekt in der 
Hauptsache zurückgelegt ist. 
Lediglich in Betreff der Auf­
nahme englischer Industriellen 
solle Brandt die fortgehende 
Bereitwilligkeit des Kurfürsten 
versichern . ... 

Aus: Idee und Wirklichkeit 
einer Universität 
Dokumente zur Geschichte der 
Universität Berlin 1960, Walter 
de Gruyter; S . 412 ff. 

... Im Frühjahr 1667 wurde 
hier in BerUn ein gedrucktes 
Patent ausgegeben, welches der 
Kurfürst am 12. April des Jah­
r 'es vollzogen hatte. Die aus 17 
Paragraphen bestehende Ur­
kunde ist in Form einer Einla­
dung lateinisch abgefaßt. Sie 
wendet sich an alle Liebhaber 
der Musen, Forscher in den 
Wissenschaften; an alle, die an 
Ausübung ihres Gottesdienstes 
gehindert, die der Tyrannei 
überdrüssig sind; an alle poli­
t,ischen Flüchtlinge, sofern 
nicht unehrenhafte Gründe 
i·hre Verbannung verschuldet 
haben; an alle, die an wissen­
schaftlichem Umgang und Ge­
spräch Freude haben; an die 
Kunst- und Industrieverstän­
digen aller Nationen. Ihnen al­
len sei kundgetan, daß der 
Kurfürst beschlossen habe, eine 
Universität für die Völker, die,. 
Wissenschaften und Künste 
(tufzurichten. Er wolle zu die­
sem Zweck eine besonders gün­
tig und angenehm gelegene 
Stadt seines Landes widmen, 
und bis zur Herstellung der nö­
tigen öffentlichen und Privat­
gebäude den Ankömmlingen 
ein Schloß zum Aufenthalt her­
richten lassen, die nötigen Be­
p,mten anstellen, für Küche und 
;Reizung Vorsorge treffen. Wer 
freiwillig seiner Wissenschaft 
oder Kunstfertigkeit nicht bloß 
leben, sondern sie auch weiter 
mitteilen will, hat Anspruch 
auf Honorar; daneben aber 
~ird der Kurfürst von sich aus 
'sorgen, daß hervorragende Ge­
lehrte mit ständigem Gehalt 
angestellt seien, um Vorträge 

zu halten, nicht nach Art des 
Jugendunterrichts, sonde'rn zur 
Förderung der bereits in Ge­
lehrsamkeit und Kunst Einge­
weihten. Alle Christen, welcher 
Kirche sie angehören, werden 
in Ausübung ihres Gottesdien­
stes ungehindert sein; 'aber 
auch Hebräern, Arabern und 
den Angehörigen anderer 
nichtchristlicher Religionen 
soll die Genehmigung des Auf­
enthaltes erteilt werden, wo­
fern sie unanstößig zu leben 
und sich der Lehrverbreitung 
ihrer besonderen .. Religions­
meinungen zu enthalten ver­
sprechen. Freiheit von Abga­
ben auf eine gewisse Zeit, Frei­
heit von Einquartierungen und 
Durchmärschen wird zuge­
sichert, ebenso eine eigene Ver­
waltung und Gerichtsbarkeit 
unter dem Präsidium eines 
vom KU1'fürsten zu bestellen­
den Direktors. Die Erteilung 
w.eiterer Privilegien wird den 
Vorschlägen der Ankömmlinge 
vorbehalten. Um aber die Stille 
dieses parnassischen H eilig­
tums vor allen äußeren Stö­
rungen zu bewahren, soll bei 
allen benachbarten Potentaten 
eine vollkommene und immer­
währende Neutralität für das­
selbe ausgewirkt werden . . ' .. 

Die Medizinstudenten wollen 
praxisbezogene· Ausbildung 

'. 

" .. Den praktischen Zweck des 
Projekts anlangend wird ein 
Hauptnachdruck darauf gelegt, 
daß das Zusammenströmen der 
erlesensten Geister des Aus­
landes der vornehmen Jugend 
des Landes selbst die höchsten 
Dienste leisten werde. Wie viel 
anders, wie viel schneller als 
auf den älteren Universitäten 

Für eine stärkere praxisbezo­
gene Ausbildung haben sich 
Medizinstudenten und -Assi­
stenten bei einer Umfrage aus­
gespröChen, die das Bundes­
gesundheitsministerium unter 
der Fragestellung veranlaßt 
hatte, welche Einstellung junge 
Mediziner zur heutigen Ausbil­
dung haben. Aus dieser Um­
frage, deren Ergebnisse dem­
nächst innerhalb der Schriften­
reihe des Gesundheitsministe­
riums unter dem Titel "Berufs­
absichten und Motivationen der 
deutschen Mediziner" erschei­
nen sollen, geht hervor, daß die 
Medizinstudenten die Vermitt­
lung soziologischer, psychoso-

matischer und psychologischer 
Kenntnisse im Studium ver­
missen. Auch verlangen die Be­
f1,'.agten, daß die Präventivme­
dizin mehr Platz im Studium 
haben müssen. Die klinische 
Ausbildung sollte sich mehr an 
routinemäßigen Fällen orien­
,tieren. Ein hoher Prozentsatz 
der Krankheiten, die ein prak­
tischer Arzt zu behandeln habe, 
würden den Studenten und 
zum T~il auch später den Assi­
stenten in den Kliniken nie­
mals gezeigt, kritisierten die 
Befragten. Das Studium müsse 
auch mehr Möglichkeiten bie­
ten, wurde gefordert, den Um-

gang mit technischen Geräten 
zu erlernen. Zu wenig Kurse 
und Vorlesungen würden in 
den Fächern Pharmakologie 
und Pathologie geboten. 
In der Umfrage wurden ' als 
ausschlaggebende 'Gründe für 
ein Medizinstudium vor allem 
idealistische Vorstellungen von 
Helfen und Heilen genannt und 
Interesse für Naturwissen­
schaften angegeben. Auch der 
Wunsch nach Selbständi,gkeit 
spielte eine Rolle. Allgemeine 
Ansichten, daß man als Arzt 
viel Geld verdienen könne, 
wurden in den Antworten völ­
lig hintangesetzt. 

Wenn Sie kein Interesse', am Pauschalurlaub haben, 

wenn Sie mit der ganzen Familie allein sein wollen, 

wenn Ihnen Hotels auf den Wecl<er gehen, 

wenn Sie machen wollen, was Sie wollen, 

dann haben wir 

170 Ferienhäuser 
in Spanien, Franl<reich und SI<andinavien 

Studen.fischer FER.IENHAUSDIENST 

sr. 
Eine Neugründung des 

Studentischer Reise- und Informationsdienst GmbH 
6000 Frankfurt am Main 
Bockenheimer Landstraße 142 
Telefon 70 11 51 und HA 14115 
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